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Frauen erhalten immer noch 
weniger Lohn als Männer 
 
Presseinformation des Instituts für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung (IAB) vom 25.02.2005 
 
Gehaltsunterschiede zwischen Frauen und 
Männern sind nur zum Teil durch 
Unterschiede in der Ausbildung oder der 
Tätigkeit zu erklären. Bei gleicher Ausbildung, 
gleichem Alter, gleichem Beruf und im 
gleichen Betrieb verdienen Frauen immer 
noch 12 Prozent weniger als Männer, hat das 
Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
(IAB) herausgefunden. 

 
Im Durchschnitt war der Lohn von vollzeitbe-
schäftigten Frauen in den alten Bundes-
ländern im Jahr 2001 um etwa 24 Prozent 
geringer als der Lohn von Männern. Das 
Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
(IAB) ist den Ursachen dieses Lohnunter-
schieds nachgegangen. 

 
Ein Teil des Lohnunterschiedes ist damit zu 
erklären, dass Frauen häufiger in Berufen oder 
Betrieben arbeiten, in denen ein unterdurch-
schnittlicher Lohn bezahlt wird. Innerhalb des 
gleichen Berufes verdienen Frauen im 
Durchschnitt um 22 Prozent weniger als 
Männer: Anders als oft vermutet wird, ist der 
Lohnunterschied zwischen Männern und 
Frauen also weniger ein Unterschied zwischen 
"Frauenberufen" und "Männerberufen", son-
dern ein Unterschied innerhalb von Berufen. 
Zwischen Männern und Frauen mit gleichem 
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Beruf im gleichen Betrieb besteht noch ein Lohnunterschied von 15 Prozent.  
 
Unterschiede in der Ausbildung und dem 
Lebensalter spielen bei den Lohnunterschie-
den ebenfalls eine Rolle. Wenn Personen mit 
gleicher Ausbildung und gleichem Alter im 
gleichen Betrieb verglichen werden, beträgt 
der Lohnunterschied aber immer noch etwa 12 
Prozent. "Im internationalen Vergleich ist dies 
recht hoch. Forschungsergebnisse aus den 
USA und Skandinavien zeigen, dass dort so 
gut wie keine geschlechtsspezifischen Lohn-
unterschiede im gleichen Beruf und im 
gleichen Betrieb zu finden sind", bemerkt der 
IAB-Forscher Hermann Gartner, der die Studie 
gemeinsam mit dem Konstanzer Soziologie-
professor Thomas Hinz durchgeführt hat.  

 
Der festgestellte Lohnunterschied von 12 
Prozent lasse sich teilweise auf weitere, in der 
Studie nicht erfasste Faktoren zurückführen: 
Beispielsweise wurden nur Tagesverdienste 
verglichen. Männer machen aber in einem 
höheren Ausmaß als Frauen Überstunden, so 
dass die längere tatsächliche Arbeitszeit einen 
Teil des Lohnunterschiedes erklärt. Auch 
seien innerhalb der Berufe hierarchische 
Abstufungen denkbar: So können etwa auch 
bei gleichem Beruf Männer häufiger als Frauen 

Gruppenleiter sein und daher besser entlohnt 
werden. Diese Vermutung werde dadurch 
bekräftigt, dass innerhalb der Gruppe der 
Leitungskräfte und Wissenschaftler, bei denen 
die Hierarchien flacher sind, auch die 
Lohnunterschiede nur 5 bis 7 Prozent 
betragen. Die Arbeitsmarkt-Experten nehmen 
zudem an, dass ein deutlicher Teil des 
Lohnunterschieds durch Erwerbsunterbre-
chungen zu erklären sei, etwa wegen einer 
Erziehungspause. Diese sind bei Frauen 
häufiger zu beobachten und mindern die 
Berufserfahrung und damit den Lohn. Die 
geringere Entlohnung von Frauen beruhe 
somit vermutlich weniger auf finanzieller 
Ungleichbehandlung im Einzelfall, sondern vor 
allem auf strukturell angelegten Mechanismen, 
die Frauen seltener als Männer in besser 
bezahlte Positionen gelangen lassen. 

 
Die Studie ist unter  
http://doku.iab.de/discussionpapers/20
05/dp0405.pdf  online verfügbar. 
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Die Zahl der Abonnentinnen und Abonnenten 
der iBB steigt stetig. Mehr als 600 sind es zur-
zeit, und täglich kommen neue hinzu – und un-
terstreichen damit ihren Bedarf für ein Medi-

um, das Beraterinnen und Berater mit einer vi-
talen Quelle versorgt: Informationen auf der 
gesamten Palette des fachlichen Wissens. 
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An den E-Mail-Adressen der Abonnenten lässt 
sich ablesen, dass die Mehrzahl bei der Bun-
desagentur für Arbeit arbeitet, auch einige Be-
rufsinformationszentren sind dabei, die sich 
noch nicht aufgegeben haben. Aber einige Le-
ser finden sich auch im Bereich hochschuli-
scher Studienberatung, selbstständiger Be-
rufsberater und Bildungsträger. 
Erfreulicher Weise gibt es auch schon die ers-
ten Zusendungen von Originalbeiträgen aus 
dem Kreis der Leserschaft. Und hier hat die 
Redaktion nun noch einen Wunsch: Um das 
gesamte Spektrum der Bildungs- und Berufs-
beratung einzufangen, wäre es schön, wenn 
es mehr Zusendungen würden aus dem Be-
reich der Beratung von Erwachsenen, die 

schon Erfahrung in der Arbeitswelt gesammelt 
haben und nach neuen Herausforderungen 
und Erfüllungen suchen oder vor ihrer berufli-
chen Rehabilitation stehen. 
Die LeserInnen möchten wir bitten, die iBB 
besonders auch Kollegen aus diesen Berei-
chen bekannt zu machen. Und dabei gilt wie 
immer: Senden Sie den Link zu dieser Ausga-
be (www.Kohnpage.de/iBB/03.pdf) an alle, die 
weiter professionell beraten wollen. (Nur den 
Link und nicht das ganze PDF-Dokument zu 
versenden, hält die E-Mail klein und schnell; 
und es erleichtert uns über die Statistik der 
Aufrufe im Internet zu dokumentieren, wie vie-
le Leser die iBB nutzen.)   
Wir freuen uns schon auf die Ausgabe Nr. 4.

EEddiittoorriiaall  
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Eignungsdiagnostische Instrumente zur Optimierung der 
Personalauswahl – welchen Aussagewert haben sie und 
welche verwenden die Unternehmen? 
 
 
Mag sein, dass so manche Idee zur Beratung 
von Unternehmen durch BerufsberaterInnen 
auch deshalb schon in ihren Anfängen ste-
cken bleibt, weil man glaubt, den Unterneh-
men könne man eigentlich nichts Neues sa-
gen. Die Betriebsforschung zeigt aber immer 
wieder, wie groß eigentlich der Beratungsbe-
darf von Unternehmen ist. So zeigt sich zum 
Beispiel erstaunlicher Weise, dass bei der 
Personalauswahl häufig ganz unsystematisch 
die möglichen Instrumente angewendet wer-
den. Oder dass man auf die aktuellen Kosten 
unterschiedlicher Auswahlmethoden fixiert 
bleibt, wo es doch mit der Einstellung von 
Personal um höchst nachhaltige Investitions-
entscheidungen geht. 
Wenn also Vermittlungs- und Beratungsfach-
kräfte mit den Arbeitgebern über die Methoden 
der Personalauswahl ins Gespräch kommen, 
kann es nicht nur Fortschritte geben bei der 
differenzierteren Beschreibung des Anforde-
rungsprofils für eine vakante Stelle. Es lässt 
sich auch besser planen, wie man die Auswahl 
geeigneter Bewerber gemeinsam angehen 
kann und welche zusätzliche Unterstützung 
die Fachdienste geben können. (KK) 
 
 
Von Christian Saar 
 
Die Leistungsfähigkeit und die Leistungsbe-
reitschaft der beschäftigen Arbeitnehmer ha-
ben einen großen Anteil an dem wirtschaftli-
chen Erfolg eines Unternehmens. Diese Tatsa-
che erfordert neben einer nachhaltigen Perso-
nalpolitik auch eine exzellente Personalaus-
wahl, denn Mitarbeiter verlassen aus den un-

terschiedlichsten Gründen die Unternehmen 
und müssen ersetzt werden (Fluktuation). Die 
Einstellung von neuen Arbeitnehmern wird 
aber auch notwendig, wenn in einem Unter-
nehmen neue Tätigkeitsfelder geschaffen wer-
den. Welche Anforderungen auf einer  vakan-
ten Stelle an einen Arbeitnehmer gestellt wer-
den, wird im Idealfall durch die Personalabtei-
lung und die beteiligte Fachabteilung in einem 
Anforderungsprofil detailliert fixiert. Die Prob-
lematik der Personalauswahl besteht darin, 
aus einem Pool von Bewerbern denjenigen 
auszuwählen, dessen Kenntnisse, Fertigkeiten 
und Fähigkeiten (Qualifikationen) die größte 
Kongruenz mit dem erstellten Anforderungs-
profil aufweisen. Die Personalauswahl hat auf 
der einen Seite eine ganz elementare Bedeu-
tung für den Wertschöpfungsprozess in einem 
Unternehmen, auf der anderen Seite ist mit ihr 
aber auch immer ein monetärer Aufwand ver-
bunden. Die Kosten für das Auswahlverfahren 
bei einer externen Personalbeschaffung 
schlagen schnell mit 15.000 € (ohne Kosten für 
die Durchführung eines Assessmentcenters) 
zu Buche (Saar, 2004). Um die Wirksamkeit der 
Personalauswahl zu erhöhen, stehen dem 
Personalmanagement grundsätzlich eine Viel-
zahl eignungsdiagnostischer Instrumente zur 
Verfügung. Wie gut ein Instrument für die Per-
sonalauswahl wirklich geeignet ist, lässt sich 
anhand von Gütekriterien herleiten. Die klassi-
schen Gütekriterien der psychologischen For-
schung sind die Objektivität, die Reliabilität 
und die Validität. Neben diesen Kriterien wer-
den in der Literatur zur Thematik der Perso-
nalauswahl auch die Praktikabilität und die 
Akzeptanz der Verfahren betrachtet. Diese Kri-

IInnffoorrmmaattiioonneenn  
 



Ausgabe Nr. 3 vom 1. März 2005 
Seite 5 von 37 

 
 
 

terien sind für die psychologische Forschung 
keine Bewertungskategorien. In der Praxis der 
Personalauswahl spielen diese ganz pragma-

tischen betrieblichen Gesichtspunkte aber ei-
ne gewichtige Rolle.  
 

 
Praktikabilität 
 
Die Praktikabilität wird in der Literatur unter-
schiedlich definiert. So verstehen Schuler 
[u.a.] (1993) die Praktikabilität als Teil einer be-
triebswirtschaftlichen Nutzen–Kosten–Analy-
se. Hierbei werden die durch die Nutzung ei-
nes bestimmten Verfahrens entstehenden 
Kosten ins Verhältnis gesetzt zu dem nach der 
Einstellung erwirtschafteten Rentabilitätszu-
wachs durch einen nach dieser Methode aus-
gewählten Arbeitnehmers. Schneider (1995) 

hingegen sieht in der Praktikabilität mehr die 
Problemlosigkeit der Durchführung und Ent-
wicklung als die Wirtschaftlichkeit eines Ver-
fahrens. Allerdings dürften sowohl die Kosten 
als auch die problemlose Anwendung eines 
Verfahrens eine wichtige Rolle für die Unter-
nehmen spielen, zumal die beiden Aspekte in 
der Praxis eng miteinander verbunden sind.  
 

 
Akzeptanz 
 
Die Akzeptanz meint die Wirkung eines Ver-
fahrens auf die Bewerber. Für die Unterneh-
men ist die Akzeptanz relevant, weil es die 
Vermutung gibt, dass die eingesetzten Aus-
wahlmethoden die Bewerberquote beeinflusst 
(Poortinga, 1982). Eine durchgeführte Befra-
gung an Stuttgarter Hochschulen ergab bei-
spielsweise, dass 55% der Studierenden mein-
ten, durch Eignungstests könnten ihre Fähig-
keiten nicht erfasst werden. Die Testsituation 
wurde von 44% als unangenehm beschrieben 
und 30% der Befragten bewerteten dieses Ver-
fahren grundsätzlich negativ. Allerdings dürfte 
der Einsatz von, auf Seiten der Bewerber, we-
niger beliebten Auswahlmethoden in Zeiten 
hoher Arbeitslosigkeit und der damit verbun-

denen geringen Arbeitskräftenachfrage, die 
Bewerberzahl im Regelfall nicht beeinflussen. 
Schneider (1995) befürchtet hingegen, dass 
der Einsatz von weniger akzeptierten Verfah-
ren eine unsachliche Darstellung der Aus-
wahlpraxis durch die gescheiterten Bewerber 
bedingt und so das Unternehmensimage nega-
tiv beeinflusst. Für Unternehmen, die mehr-
mals pro Jahr Auswahlverfahren mit relativ 
vielen Bewerbern durchführen, hat dieser As-
pekt zweifelsohne eine große Bedeutung. Die-
ser Argumentation folgend hat die Akzeptanz 
eines Verfahrens ebenso wie die Praktikabilität 
eine auffallende praktische Bedeutung für die 
Personalauswahl. 
 

 
Objektivität 
 
Die Objektivität beschreibt, in welchem Maße 
die Ergebnisse eines Verfahrens unabhängig 
von der Person sind, die das Verfahren an-
wendet. Die Objektivität gibt somit Aufschluss 
darüber, inwieweit subjektive Beurteilungen 
ein Verfahren beeinflussen. Mögliche Beurtei-
lungsfehler können durch eine gestörte Wahr-
nehmung verursacht sein. Die Wahrnehmung 
ist eine erhebliche Fehlerquelle im personellen 
Auswahlprozess. Eine Verzerrung der Wahr-
nehmung kann durch Beurteilungsschemata 

wie dem Halo-Effekt, dem Sympathie-Effekt, 
den ersten Eindruck, der Negativ-Verzerrung, 
dem Milde-Effekt, der Projektion, dem Kon-
trastphänomen oder der Stereotypisierung 
(Werner, 2003) erfolgen. Diese Fehlerquellen 
können durch den Einsatz von geschultem 
Personal und eignungsdiagnostischen Verfah-
ren, die eine hohe Objektivität besitzen, ver-
ringert oder vermieden werden. 
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Reliabilität 
 
Die Messung von persönlichen Merkmalen ist 
mit Fehlern behaftet, den Grad der Fehlerfrei-
heit bezeichnet man als Reliabilität. Die Relia-
bilität wird als Zahl zwischen 1 (perfekte Mes-
sung) und 0 (komplett mit Zufallsfehlern) an-
gegeben (Hunter u. Schmidt, 1998). Da es bei 
der Personalauswahl neben der Erfassung von 
fachlichen Qualifikationen auch um die Mes-
sung von persönlichen Merkmalen der Bewer-

ber geht, ist ein Wert von 1 nicht erreichbar. 
Ein Wert von 1 könnte nur erzielt werden, 
wenn eine wiederholte Messung eines Merk-
mals das gleiche Ergebnis, wie die erstmalige 
Messung ergeben würde, was aber praktisch 
ausgeschlossen ist (Eilles-Matthiesen [u.a.], 
2002). 
 

 
Validität 
 
Die Validität wird im Deutschen als Gültigkeit 
bezeichnet. Die Validität versucht zu ermitteln, 
„[...] ob und wie gut ein Instrument das misst, 
was es zu messen vorgibt und welche Schlüs-
se aus einem Testergebnis gezogen werden 
können.“ (Eilles–Matthiessen [u.a.], 2002). Ü-
bertragen auf die Personalauswahl kann man 
den Begriff der Validität verstehen, als eine 
prognostische Größe, die versucht, die Gültig-
keit oder die Brauchbarkeit eines Auswahlin-
strumentes zu beschreiben, um einen späte-
ren beruflichen Erfolg eines Arbeitnehmers in 
dem eingesetzten Tätigkeitsfeld, im Sinne des 
Unternehmens, vorhersagen zu können. Die 
Validität eines Instrumentes muss demnach 
aus Sicht der Unternehmen entscheidend sein, 
ob es für die Personalauswahl eingesetzt wird. 
Diese Aussage deckt sich mit der Interpretati-
on von Hunter und Schmidt (1998), die in der 
Validität die wichtigste Eigenschaft einer eig-
nungsdiagnostischen Methode sehen. Schuler 

(2002) unterteilt die unterschiedlichen eig-
nungsdiagnostischen Werkzeuge in zwei 
Gruppen. Die erste Gruppe beinhaltet die In-
strumente mit geringer Validität, die zweite 
Gruppe mit höherer Validität (vgl. Tabelle). Er 
ordnet hierbei Verfahren, die über einen Korre-
lationskoeffizienten (r) von .30 verfügen, be-
reits den Verfahren mit höherer Validität zu 
und begründet diese Zuordnung damit, dass 
ab diesem Wert ein eignungsdiagnostisches 
Verfahren bereits einen großen Nutzen für den 
Anwender hat. In der Statistik werden Korrela-
tionen von r = .30 jedoch nur als mittlerer 
Zusammenhang interpretiert. In der Literatur 
zur Thematik der Personalauswahl hat sich die 
Interpretation von Schuler jedoch etabliert und 
der überwiegende Teil der Autoren greift auf 
die statistischen Auslegungen von Schuler zu-
rück. 
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Unterscheidung der unterschiedlichen Instrumente nach der prognostischen Validität 

Quelle: leicht modifizierte Darstellung nach Schuler, 2002 
 
* Das Alter, die Schulnoten (für Berufserfolg) und die Berufserfahrung sind keine Auswahlverfahren sondern Kriterien der 
Vorauswahl. Die Publikationen von Schuler haben einen starken Bezug zur Praxis und sollen dem Personalverantwortli-
chen helfen, ihre Personalauswahl zu optimieren. Vor diesem Hintergrund dürfte Schuler die Kriterien mit in seine Be-
trachtung aufgenommen haben, um zu demonstrieren, dass diese nur eine geringe Gültigkeit besitzen. 
** Das multimodale Interview ist eine Sonderform des strukturierten Interviews und wurde deshalb vom Verfasser mit in  
die Tabelle aufgenommen. 
*** Die Gruppendiskussion wurde vom Verfasser in die Tabelle aufgenommen. Nach Schuler [u.a.] (1993) weist die Grup-
pendiskussion eine maximale Validität von r = .32 auf und ist deshalb den Verfahren mit höher Validität zu zuordnen. 
 
 
 
Aus empirischen Untersuchungen (z.B. Schu-
ler [u.a.], 1993; Schneider, 1995; Saar, 2004) ist 
erkennbar, dass Instrumente, die von den Un-
ternehmen häufig eingesetzt werden (Analyse 
der Bewerbungsunterlagen und unstrukturier-
te Interviews), nur über eine geringe Validität 
verfügen. Des Weiteren ist der Einsatz von 
gültigeren Verfahren (z.B. Assessmentcenter, 
Gruppendiskussion, Testverfahren) insbeson-
dere auf die Gruppe der Führungskräfte be-
schränkt.  
Die Analyse der Bewerbungsunterlagen, die 
fast von der Gesamtheit der Unternehmen als 
Auswahlinstrument eingesetzt wird, weist 
zwar nur eine geringe Validität auf, der Grund 
für die große Beliebtheit dieser Methode, dürf-

ten rein praktische Motive sein. Durch die Ana-
lyse der Bewerbungsunterlagen verringern die 
Unternehmen in einem ersten Schritt der Per-
sonalauswahl die Anzahl, der im weiterem Ver-
fahren zu prüfenden Bewerber und reduzieren 
so den zeitlichen und monetären Aufwand des 
Rekrutierungsprozesses. Sicherlich wäre es 
unter Beachtung der entstehenden Kosten 
und des Zeitaufwandes unrealistisch, für jeden 
personellen Auswahlprozess unabhängig von 
der Eingruppierung der Vakanz, das sehr kos-
tenintensive Assessmentcenter durchzufüh-
ren. Allerdings könnten vermehrt gültigere 
Verfahren, wie das strukturierte Interview, das 
multimodale Interview, die Gruppendiskussion 
oder die psychologischen Testverfahren un-
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abhängig von der Dotierung der vakanten Stel-
le eingesetzt werden. Zunächst entstehen da-
durch einmalige Kosten, zum Beispiel für das 
Erstellen eines standardisierten Leitfadens für 
ein strukturierten Interview aber anderseits 
führt die Anwendung von validieren eig-
nungsdiagnostischen Methoden zu einer er-
heblichen Zunahme der Leistungsfähigkeit der 
Beschäftigten (Hunter u. Schmidt, 1998).  
 
Diese Erkenntnisse können vor allem im Rah-
men der Arbeitsmarktberatung (vgl. § 34 Abs. 
1 Nr. 2 Sozialgesetzbuch III) genutzt werden. 
Insbesondere der eingangs angesprochene 
Kostenaspekt der Personalauswahl dürfte für 
die Personalverantwortlichen der Unterneh-
men von besonderem Interesse und besonde-
rer Relevanz sein. Des weiteren verfügt die 
Bundesagentur für Arbeit mit dem psycholo-
gischen Dienst und dessen Dienstleistungs-
angebot über eine Organisationseinheit, die 
über anerkannte, erprobte und validierte eig-
nungsdiagnostische Instrumente verfügt, wel-
che auch im Vermittlungsprozess, wenn die 
Notwendigkeit besteht, genutzt werden kön-
nen. Darüber hinaus verfügen auch die Bera-
tungsfachkräfte mit ihren Fachkenntnissen, 
beraterischen Fähigkeiten und speziell mit den 
strukturierten Gesprächsleitfäden (RAT, Band 
3) über Voraussetzungen die eine effektive 
Erstselektion ermöglichen. Grundlage für alle 
genannten Aspekte ist natürlich ein intensiver 
Kontakt zu den Arbeitgebern oder den Perso-
nalverantwortlichen der Unternehmen. Damit 
sich diese für eine vertrauensvolle Zusam-
menarbeit mit der Beratungsfachkraft ent-
scheiden und die im Anforderungsprofil fest-
gehaltenen Qualifikationen umfangreich und 
detailliert mitteilen. Unabhängig davon ist und 
bleibt die Personalauswahl natürliche eine ur-
eigene Aufgabe des betrieblichen Personal-
management. Die vorliegenden Kenntnisse 
können die Beratungskraft jedoch in die Lage 
versetzen, bei Bedarf, einen Rekrutierungs-

prozess konstruktiv und nachhaltig zu beglei-
ten. 
 
weiterführende Literatur: 
 
- Hunter, E. John und Schmidt, L. Frank, 

1998: Messbare Personmerkmale: Stabili-
tät, Variabilität und Validität zur Vorhersa-
ge zukünftiger Berufsleistung und berufs-
bezogenen Lernens, In: Potentialfeststel-
lung und Personalentwicklung, Göttingen, 
Verlag für Angewandte Psychologie 

- Saar, Christian, 2004: Personalauswahl – 
Eine Frage der Schlüsselqualifikationen 

- Schneider, Bernhard, 1995: Personalbe-
schaffung: eine vergleichende Betrach-
tung von Theorie und Praxis, Frankfurt am 
Main [u.a.], Europäischer Verlag der Wis-
senschaften 

- Schuler, Heinz, 2002: Das Einstellungsin-
terview, 1. Aufl., Göttingen [u.a.], Hogrefe 
Verlag 

- Schuler, Heinz, 2000: Psychologische Per-
sonalauswahl: Einführung in die Berufs-
eignungsdiagnostik, 3., unveränderte 
Aufl., Göttingen [u.a.], Verlag für Ange-
wandte Psychologie 

- Schuler, Heinz [u.a.], 1993: Personalaus-
wahl im europäischen Vergleich, Göttin-
gen, Verlag für Angewandte Psychologie 

- Werner, Erwin, 2003: Schlüsselqualifikati-
onen: Persönliche Voraussetzungen für 
beruflichen Erfolg, Heidelberg, H. Sauer-
Verlag 

 
 

CChhrriissttiiaann  SSaaaarr  
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Bildungsbarometer: 
Schuld an den schlechten Pisa-Ergebnissen ist die Politik, 
und Studiengebühren verstärken die soziale Auslese 
 
 
Mit Unterstützung so honoriger Auftraggeber 
wie der Wochenzeitung DIE ZEIT und dem 
Fernsehsender 3sat führt das Zentrum für em-
pirische pädagogische Forschung an der Uni-
versität Landau repräsentative Umfragen zu 
bildungspolitischen Themen durch. Das Pro-
jekt nennt sich Bildungsbarometer. Die fol-
genden Ergebnisse stammen aus der zweiten 
Befragung und wurden im Newsletter des Bil-
dungsbarometers Ende Februar veröffent-
licht.(KK) 
 
Zu den erklärten Zielen des Bildungsbarome-
ters gehört zum einen aufzuzeigen, ob und 
gegebenenfalls wie sich die Meinung der Be-
völkerung zu wichtigen Fragen der Bildung 
verändert. Zum anderen soll auch das Mei-
nungsspektrum zu aktuell diskutierten Fragen 
abgebildet werden. Die Befragung zum zwei-
ten Bildungsbarometer konzentrierte sich da-
her auf zwei aktuelle Themen: die Reaktion der 
Bevölkerung auf die im Dezember 2004 veröf-
fentlichte PISA-Studie sowie auf die im Zu-
sammenhang mit dem Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts neu aufgeflammte Diskussi-
on um Studiengebühren.  
Die Befragung wurde im Zeitraum vom 4. bis 
13. Februar 2005 durchgeführt. In diesem Zeit-
raum hatten die ausgewählten Teilnehmer die 
Möglichkeit, den freigeschalteten Fragebogen 
über die Homepage www.bildungsbaro-
meter.de  zu bearbeiten. Dort besteht auch 
weiterhin die Möglichkeit, sich für die kom-

menden Befragungen anzumelden. Mit dem 
Schlusstag der Befragung hatten insgesamt 1. 
051 Frauen und Männer aus allen Bildungs-
schichten, Altersgruppen und Bundesländern 
ihre Antworten abgegeben. Im folgenden wird 
nur eine Auswahl der Ergebnisse vorgestellt. 
Eine vollständige Darstellung, Bewertung und 
Diskussion der Ergebnisse inklusive der 
zugrunde liegenden Daten ist im Bericht 
1/2005 über das Bildungsbarometer zu finden, 
der Ende März 2005 verfügbar sein wird. Hier 
die wichtigsten Ergebnisse in Kurzfassung: 
 
1) Der Bildungsindex – eine aus mehreren 
Antworten berechnete Benotung des Bil-
dungswesens – zeigt, dass Bildung in 
Deutschland wie im November 2004 nur als 
„gut ausreichend“ eingestuft wird. 
 
2) Auch die Zuschreibung von Verantwortlich-
keit für die deutsche Bildungsmisere ist ge-
genüber November 2004 weitgehend unverän-
dert geblieben. Schuld sind nach Meinung der 
Bevölkerung in erster Linie die Bildungspoliti-
ker/innen, die Eltern und Erziehungsberechtig-
ten sowie erst an dritter Stelle die Lehrenden. 
Wie die folgende Abbildung zeigt, wird den 
anderen am Bildungsgeschehen beteiligten 
Personengruppen eine relativ geringe Verant-
wortung zugewiesen. Das gilt auch für die ge-
genüber dem ersten Bildungsbarometer neu 
hinzugenommenen Ausbilder/innen und Bil-
dungswissenschaftler/innen.
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3) Die im Kontext der Diskussion um PISA 
häufig erhobene Forderung nach einer Stär-
kung der Fächer Deutsch und Mathematik 
lässt sich bei einem begrenzten Budget wö-
chentlicher Schulstunden nur durch eine Kür-
zung in anderen Fächern erfüllen. Es entsteht 
somit eine Art „Verteilungskampf“ 
zwischen den Fächern. In diesem Verteilungs-
kampf gibt es einen klaren Verlierer: das Fach 
Religion. Fast die Hälfte der Bevölkerung 
(48%) würde hier den Rotstift ansetzen. Nimmt 
man noch die Fächer Ethik und Philosophie 
mit zusammen knapp 15% hinzu, dann ergibt 
sich ein im Sinne des Wortes „wertfreier“ 
Stundenplan. Lediglich in den nahezu unbe-
helligt geblieben Fächern der Sozialkunde 
bleibt noch Raum für derartige Inhalte. Zu den 
Verlierern in dem angesprochenen Vertei-
lungskampf 

zählen auch die musisch-künstlerischen Fä-
cher (25%) sowie der Sportunterricht (7%). Alle 
übrigen Fächer kommen demgegenüber nahe-
zu ungeschoren davon.  
 
4) Über die Notwendigkeit von Studien wie PI-
SA bestehen in der Bevölkerung bemerkens-
wert wenig Zweifel. Einer regelmäßigen Über-
prüfung von Unterricht stimmen 88% der Be-
völkerung zu. Auf der anderen Seite hält nur 
ein Viertel der Bevölkerung internationale Ver-
gleichstudien für unsinnig. 
 
5) Populäre Forderungen von Politikern unter-
schiedlicher Couleur sind derzeit „Lernen statt 
Spielen im Kindergarten“, „Einschulung mit 5 
Jahren“ sowie die „Abschaffung der Haupt-
schule“. Diese Forderungen werden von zwei 
Drittel der Bevölkerung mit deutlicher Mehr-
heit abgelehnt.  
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6) Wie die obige Abbildung zeigt, spaltet die 
Frage nach Studiengebühren die Bevölkerung 
auch nach dem Urteil des Verfassungsgerichts 
ziemlich genau in die Hälfte von Befürwortern 
und die Hälfte von Ablehnenden. Allerdings 
begegnet die Bevölkerung bei dieser Frage 
den Politikern mit erheblichem Misstrauen. 
Fast 90% befürchten, dass Studiengebühren 
nicht den Hochschulen zugute kommen, son-
dern zum Stopfen von Haushaltslöchern her-
halten müssen. Eine weitere Befürchtung ist, 
dass Studiengebühren zu einer Benachteili-
gung von finanziell schlechter gestellten Stu-
dierenden führen werden. 

7) Bemerkenswert ist weiterhin, dass die Be-
völkerung eine etwaige Erhebung von Stu-
diengebühren nicht auf Studierende aus ande-
ren Bundesländern oder aus dem Ausland be-
schränken will. Außerdem zeigt sich eine Art 
„Gerechtigkeitsempfinden“. Für fast zwei Drit-
tel der Bevölkerung ist nicht einsehbar, warum 
ein Kindergartenplatz (für den prinzipiell alle 
Kinder in Frage kommen) bezahlt werden 
muss, ein Studienplatz (für den nur noch eine 
Minderheit in Frage kommt) jedoch nicht.  
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Kinderbetreuung in Deutschland 
Die ungleichen Schwestern 
 
Quelle: iwd – Informationsdienst des Instituts der deutschen Wirtschaft Köln 
Nr. 8 vom 24. Februar 2005 
 
Die OECD hat die frühkindliche Betreuung, 
Bildung und Erziehung in den Industrieländern 
untersucht und dabei für Deutschland manch 
Positives ausgemacht. Die Experten haben 
aber auch eine lange Mängelliste aufgestellt 
und monieren etwa die schlechte Versorgung 
mit Krippenplätzen in Westdeutschland oder 
das geringe Ausbildungsniveau von Erziehe-
rinnen hierzulande. Besonders negativ schlug 
im OECD-Bericht das von Bundesland zu 
Bundesland ausgesprochen unterschiedliche 
Betreuungsangebot für die Jüngsten zu Bu-
che.  
 
In puncto Kinderbetreuung ist Deutschland 
nach wie vor zweigeteilt: Während Ost-
deutschland im Industrieländervergleich mit 
die beste Versorgung mit Krippen-, Kindergar-
ten- oder Hortplätzen vorweisen kann, gibt es 
in Westdeutschland immer noch zu wenig An-
gebote für die Jüngsten […]. 
 
Auf 1.000 Kinder unter drei Jahren kommen in 
den ostdeutschen Bundesländern 370 Krip-
penplätze, in Westdeutschland sind es gerade 
mal 27.  
 
Ähnlich mau sieht es bei der Versorgung in 
Horten aus, wo auf je 1.000 westdeutsche 
Schulkinder nur 45 Plätze kommen; für die 
ostdeutschen Youngster stehen dagegen 408 
Plätze je 1.000 Kinder bereit. Im Westen vari-
iert das Angebot zudem von Land zu Land 
stark.  
 
Insgesamt lobt die OECD die gute materielle 
Ausstattung der Kinderbetreuungseinrichtun-
gen, also von Gebäuden, Spielmaterial und 
Außenflächen. Sie bewertet auch den sozial-
pädagogischen Ansatz in Krippen, Kindergär-
ten und Co. sehr positiv. Das ganzheitliche Er-
ziehungsverständnis sei gerade für kleine 

Kinder sehr gut geeignet und könne Vorbild 
für andere Länder sein. 
 
Die OECD-Experten betonen dabei den unter-
schiedlichen Erziehungs- und Bildungsauftrag 
von Kindertageseinrichtungen und Schulen – 
demnach kommt dem Kindergarten nicht die 
Funktion einer vorgezogenen Schule mit ihrem 
relativ engen Bildungsbegriff der reinen Wis-
sensvermittlung zu. In den Kindertageseinrich-
tungen sollen die Sprösslinge vielmehr spiele-
risch lernen, ihr Leistungspotenzial zu entwi-
ckeln, Probleme zu lösen und miteinander 
auszukommen. 
 
Soweit die guten Nachrichten. Die Mängelliste 
für Deutschland fällt um einiges länger aus:  
Osten stark – Westen schwach. Wenig Ver-
ständnis haben die OECD-Experten für die 
Beobachtung, dass die Bundesländer bei der 
frühkindlichen Betreuung, Bildung und Erzie-
hung sehr unterschiedlich aufgestellt sind und 
die Vorgaben des Bundes nicht einheitlich 
umsetzen. 
 
Am stärksten fällt dies bei der Ausgestaltung 
des Rechtsanspruchs auf einen Kindergarten-
platz ins Gewicht. Laut Bundesgesetz muss 
für jedes Kind ab dem vollendeten dritten Le-
bensjahr ein Kindergartenplatz bereitgehalten 
werden; dies ist auch überall der Fall. Das 
konkrete Angebot wie auch etwa die Öff-
nungszeiten der Einrichtungen unterscheiden 
sich dabei erheblich. 
 
Die großzügigste Regelung hat Sachsen-
Anhalt. Dort haben alle Kinder von der Geburt 
bis zur Versetzung in die siebte Schulklasse 
einen Anspruch auf einen Platz in einer Ta-
geseinrichtung („Kita“), der zudem häufig ein 
Ganztagsplatz ist. Die Öffnungszeiten orientie-
ren sich stärker am Bedarf als in Westdeutsch-
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land. Im Westen kommt man beim Ausbau von 
Krippen- oder Ganztagsplätzen dagegen nicht 
vom Fleck. Dort gilt der Rechtsanspruch auf 
einen Kindergartenplatz erst vom vollendeten 
dritten Lebensjahr an und endet mit dem 
Schulbeginn. Die Kinderbetreuungseinrich-
tungen haben ferner oft nur wenige Stunden 
am Tag geöffnet. 
 
Die OECD stellt weiter fest, dass die Chancen 
eines Kindes, frühkindliche Bildung zu erhal-
ten, in jedem Bundesland anders sind. Famili-
en können nicht überall mit der gleichen Un-
terstützung und den gleichen Bildungschan-
cen für ihre Kinder rechnen. Auch die Mög-
lichkeiten, Familie und Beruf zu vereinbaren, 
differieren erheblich.  
 
Ein Blick auf das Ganztagsangebot führt dies 
drastisch vor Augen. So betreuen die ostdeut-
schen Krippen und Kindergärten ihre Schütz-
linge nahezu durchgängig von morgens bis 
nachmittags; die Kindergärten im Westen 
schließen die Pforten dagegen in der Regel 
mittags – nur ein Viertel der Kindergartenkin-
der ist ganztags in Obhut.  
 
Auch wenn im Westen fast drei von vier Krip-
penplätzen für die unter Dreijährigen Ganz-
tagsbetreuung bieten, so ist dies doch längst 
nicht in jedem Land gleichermaßen der Fall. 
Dickicht der Finanzierungsmodelle. Als größ-
tes Manko machen die OECD-Forscher das 
Fehlen eines einheitlichen Finanzierungssys-
tems für Kindertageseinrichtungen fest. Zwar 
müssen die Kommunen die Plätze grundsätz-
lich bereitstellen und sie aus eigenen Steuer-
mitteln sowie aus Mittelzuweisungen der Län-
der finanzieren. Die Anteile von Land, Kom-
munen, Eltern und freien Trägern schwanken 
jedoch erheblich: 
 
Je nach Bundesland und Träger der Einrich-
tung zahlen die Eltern zwischen 10 und 20 
Prozent der laufenden Kosten.  
 
In Deutschland ist es zudem nicht möglich, die 
Kosten eines Platzes in einer Kindertagesein-
richtung zu ermitteln, denn die Anteile freier 
Träger, wie etwa der Kirchen oder der Wohl-

fahrtsverbände, werden nicht gesondert aus-
gewiesen. Der fehlende gesetzliche Rahmen 
für die Finanzierung von Kindertageseinrich-
tungen verstärkt nicht nur die Unterschiede 
zwischen den Ländern. Auch dringend not-
wendige Maßnahmen wie die Förderung sozial 
schwacher Kids bzw. die von Migrantenkin-
dern hängen zu stark von der Etatlage in den 
Länder- und Gemeindehaushalten ab. 
 
Keine einheitliche Qualität. Ein weiterer Punkt 
auf der OECD-Mängelliste ist die uneinheitli-
che Ausstattung der Einrichtungen hinsicht-
lich Gruppengröße, Zahl der Kinder je Betreu-
er und Fortbildung der Erzieher.  
 
Die Fachleute mahnen hier die konsequente 
Umsetzung der Bildungspläne an, die derzeit 
von den Bundesländern erarbeitet werden o-
der bereits im Praxistest sind. Zudem hat sich 
die Jugendministerkonferenz auf einen Rah-
menplan geeinigt, der die wichtigsten Inhalte 
der Bildungsvorhaben grob skizziert. Bei der 
Anwendung gehen die Länder jedoch wieder-
um eigene Wege.  
 
Darüber hinaus regen die Pariser Experten an, 
die Erzieherausbildung auf Hochschulniveau 
anzuheben, um die Qualität der Tageseinrich-
tungen zu verbessern und den Bildungsauf-
trag besser umsetzen zu können. Die Fort- und 
Weiterbildung des Personals müsse stärker 
vorangetrieben werden.  
 
Insgesamt spricht sich die OECD für mehr 
Bundeskompetenzen bei der Kinderbetreuung 
aus, um Chancengleichheit herzustellen, bun-
desweit eine Mindestqualität sowie eine 
grundlegende Versorgung bei der frühkindli-
chen Betreuung, Bildung und Erziehung zu 
gewährleisten und die verschiedenen Modelle 
evaluieren zu können. Sie rät zur Abschaffung 
der Elternbeiträge, um jedem Kind den Zugang 
zu einer Einrichtung unabhängig vom Eltern-
einkommen zu ermöglichen. Schließlich wird 
die Einführung eines Rechtsanspruchs auf 
Kinderbetreuung bereits ab dem zweiten Le-
bensjahr befürwortet.  
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Verband kritisiert Rotstift der Bundesagentur  
bei Fortbildung 
 
Quelle: dpa, 17.2.2005 
 
Die Einsparungen der Bundesagentur für Ar-
beit (BA) bei Fort- und Weiterbildungsmaß-
nahmen sind nach Verbandseinschätzung eine 
Existenzbedrohung für viele Bildungsinstitute. 
Bleibe es bei dieser Entwicklung, verschwän-
den innerhalb der nächsten zehn Monate bis 
zu 90 Prozent der Weiterbildungsträger, warn-
te der Präsident des Bundesverbandes Digita-
le Wirtschaft (BVDW), Arndt Groth, am Don-
nerstag in Düsseldorf. 
 
 Die BA gebe immer weniger Bildungsgut-
scheine aus, die zur Teilnahme an einer von 

den Arbeitsagenturen bezahlten Fort- und Wei-
terbildung berechtigten. Im Januar hätten nur 
noch 3312 Arbeitslose einen Lehrgang begon-
nen. Im Dezember seien es noch rund 5000 
gewesen. Die Bildungsanbieter seien dadurch 
nicht mehr in der Lage, wirtschaftlich Lehr-
gänge anzubieten», sagte Groth. 
 
 Ein Sprecher der Bundesagentur bestätigte 
am Donnerstag die Zahlen. Er verwies darauf, 
dass inzwischen bei der Ausgabe von Bil-
dungsgutscheinen strenger auf die Effizienz 
geachtet werde. „Wir prüfen bei jedem Einzel-
fall, ob eine bestimmte Einzelmaßnahme für 
einen Arbeitslosen sinnvoll ist.“ 

  
 
 

Ich-AGs: Nicht jeder Abbruch ist eine Pleite  
Presseinformation des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) vom 16.02.2005  
 
Die Ergebnisse dieser IAB-Studie unterstützen 
durch qualitative Differenzierung noch einmal 
zusätzlich die in den iBB Nr. 2 vorgenommene 
Relativierung der quantitativ gestützten Pres-
semeldungen über ein Scheitern der Ich-AGs. 
(KK) 
 
Seit Januar 2003 wurden mehr als eine Vier-
telmillion Ich-AGs mit dem Existenzgrün-
dungszuschuss gefördert. Fast ein Fünftel da-
von ist wieder aus der Förderstatistik ver-
schwunden. Eine aktuelle Studie des Instituts 
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) 
zeigt: Hinter dem Ende einer Ich-AG steht kei-
neswegs immer eine Pleite – immerhin zwei 
Fünftel der Ich-AG-Abbrecher wechselten in 
eine sozialversicherungspflichtige Beschäfti-
gung oder waren in anderer Form weiter er-
werbstätig. 
 
Mit einer Förderdauer von bis zu drei Jahren 
beziehen selbst die Ich-AGs der ersten Stunde 

noch immer Zuschüsse. Erfolg oder Misser-
folg des Förderinstruments lassen sich daher 
heute noch nicht seriös beurteilen, schreibt 
der IAB-Gründungsexperte Frank Wießner in 
seiner Studie. Die Abbrecheranalyse könne 
aber immerhin einige Teilaspekte des Grün-
dungsgeschehens ein wenig erhellen: Danach 
ist über die Hälfte der Ich-AG-Abbrecher nach 
Aufgabe der Ich-AG arbeitslos. Andererseits 
sind zwei Fünftel der Abbrecher schon wieder 
erwerbstätig. Ein Drittel der Ich-AG-Abbrecher 
hatte aus der selbständigen Tätigkeit Schul-
den, drei Viertel jedoch weniger als 5000 Euro. 
Gleichwohl können angesichts der schwieri-
gen Situation der Abbrecher auch kleinere Be-
träge zur großen Belastung werden. 
 
Die IAB-Studie empfiehlt daher eine striktere 
Kontrolle des Förderzugangs. Sie könne so-
wohl die Gründer vor Schaden bewahren als 
auch Missbrauch verhindern. 
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Das zentrale Problem der gescheiterten Ich-
AGs liegt laut Studie häufig im Marketing. Die 
Gewinnung von Kunden, die Auftragsakquise 
und die Durchdringung des Marktes – sei sie 
auch noch so bescheiden – ist und bleibt die 
größte Hürde für alle Newcomer. Kaum weni-
ger schwerwiegend sind die Finanzierungs-
engpässe: Gründungen aus Arbeitslosigkeit 
starten ohnehin unter ungünstigen wirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen, was zusätzlich 
Schwierigkeiten beim Zugang zu Fremdkapital 
macht.  
 
Ein Sechstel der 
Befragten sieht im 
Nachhinein auch 
die eigene Unter-
nehmensidee 
bzw. deren Um-
setzung skep-
tisch. Zumindest 
bei einem Teil da-
von hätte ein 
sorgfältig ausge-
arbeiteter Busi-
ness Plan die 
konzeptionellen 
Schwächen recht-
zeitig aufdecken 
können. 
 
Mangelhafte Vor-
bereitung und In-
formationsdefizite 
könnten zum Teil 
durch bessere 
Beratung aufge-
fangen werden, so die IAB-Studie. Gleichzeitig 
gibt Wießner aber auch zu bedenken: „Wer 
sich selbständig macht, muss auch selbst 
Verantwortung tragen.“ 
 
IAB will Diskussion um Ich-AGs versachlichen 
 
Die Abbrecheranalyse korrigiere zumindest 
einen Teil der Spekulationen über das Förder-
instrument Ich-AG, so der IAB-Experte. Wie 

die statistischen Daten der Bundesagentur für 
Arbeit zeigen, steht den rund 268.000 Eintrit-
ten seit Einführung der Ich-AGs Anfang 2003 
ein Bestand von knapp 220.000 Fällen Ende 
Dezember 2004 gegenüber. Häufig wurde die 
Differenz von gut 48.000 Fällen oder etwa 18 
Prozent einfach mit gescheiterten Gründungen 
gleichgesetzt. Dies sei jedoch aus verschiede-
nen Gründen falsch. Beispielsweise werden 
unter Umständen Fälle zunächst als statisti-
sche Abgänge gezählt, wenn zwischen dem 

abgelaufenen Be-
willigungszeitraum 

und dem Antrag 
auf Weiterförde-
rung eine zeitliche 
Lücke klafft, das 
Unternehmen aber 
dennoch weiter 
besteht. Außerdem 
sei immerhin jede 
dritte Aufgabe der 
beruflichen Selb-
ständigkeit mit ei-
nem Wechsel in ei-
ne sozialversiche-

rungspflichtige 
Beschäftigung 

verbunden. Ob der 
Wechsel in die so-

zialversiche-
rungspflichtige 

Beschäftigung Ur-
sache oder Folge 
der Aufgabe der 
Ich-AG war, geht 
aus den Daten 

nicht hervor. 
 
 

Die IAB-Studie kann im Internet  
 abgerufen werden unter:  

http://doku.iab.de/kurzber/2005/kb0205.pdf    
 

 



Ausgabe Nr. 3 vom 1. März 2005 
Seite 16 von 37 

 
 
 

Deutscher Film boomt  
 
Quelle: iwd – Informationsdienst des Instituts der deutschen Wirtschaft Köln 
Nr. 8 vom 24. Februar 2005 
 
And the winner is ... – wenn in der Nacht zum 
28. Februar die Oscars vergeben werden, heißt 
es für Cineasten Daumen drücken. Mit „Der 
Untergang“ und „Die Geschichte vom weinen-
den Kamel“ gehen dieses Mal gleich zwei Ki-
nostreifen aus Deutschland ins Rennen um die 
Academy Awards. Die hiesige Filmindustrie 
kann allerdings schon jetzt die Sektkorken 
knallen lassen. Dank Kassenschlagern wie 
„(T)Raumschiff Surprise“ oder „7 Zwerge“ ver-
lief das vergangene Jahr so prächtig wie sel-
ten. Knapp 37 Millionen Besucher sahen sich  

2004 einen deutschen Film an – 11,4 Millionen 
mehr als ein Jahr zuvor. Damit zog es fast je-
den vierten Kinozuschauer in eine heimische 
Produktion. Einen so hohen Marktanteil konn-
ten sich die Filme aus Babelsberg und Co. seit 
Beginn der Statistik im Jahr 1990 noch nie er-
spielen. Der Erfolg der deutschen Leinwander-
lebnisse gab der Branche auch wirtschaftlich 
wieder Auftrieb. Nachdem die Besucher zwei 
Jahre hintereinander weniger Geld an den Ki-
nokassen gelassen hatten, stiegen die Umsät-
ze 2004 um 43 Millionen auf 893 Millionen €. 
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„Fit für die Arbeitswelt“ 
 
Studienbegleitendes Trainingsprogramm (WS 2004/5 und SS 2005) für Stu-
dierende der Universität des Saarlandes in der 2 Studienhälfte 
 
Das im folgenden vorgestellte Projekt ist in 
dreierlei Hinsicht interessant: 
1. Inhaltlich wird Studierenden ein auf den 

Erwerb von Schlüsselqualifikationen ge-
richtetes Angebot gemacht, das über Ein-
zelveranstaltungen hinaus geht. 

2. Grundlage ist eine enge Kooperation zwi-
schen beruflicher und Studienberatung 
aus der Agentur für Arbeit und der Hoch-
schule 

3. Das Projekt wurde gemeinsam beantragt 
und hat durch die Förderung als Pilotpro-
jekt einen eigenen finanziellen Etat. 

Besonders der letztgenannte Punkt ist in Zei-
ten schwindender Ressourcen für die berufli-
che Beratung von besonderer Bedeutung und 
stellt ein wichtiges Angebot auf eigene Füße. 
Finanzielle, organisatorische und inhaltliche 
Unabhängigkeit unterstreichen die Kompetenz 
der beteiligten Beraterinnen und Berater – und 
machen deutlich, dass Beratung nicht zur 
Restgröße sozialpolitischer Reformen ver-
kommen darf und das auch nicht muss. (KK) 
 
 
Von Barbara Jordan 
 
Vorgestellt wird ein innovatives Kooperati-
onsprojekt des Hochschulteams der Agentur 
für Arbeit Saarbrücken mit dem Zentrum für 
Studienberatung, Weiterbildung und Fernstu-
dium (Studienzentrum) der Universität des 
Saarlandes als Forschungsauftrag der Koope-
rationsstelle Wissenschaft und Arbeitswelt der 
Universität des Saarlandes. 
Deutschlands Hochschulen stehen derzeit vor 
einem tief greifenden Wandel: Studienreform, 
Studiengebühren, Qualitätssicherung…um nur 
einige der vielen Stichworte zu nennen. 
„Berufs- und Arbeitsweltorientierung in den 
Hochschulen“ … Dieses aktuelle Thema stand 
2004 auf dem Programm der Kooperationsstel-
le Wissenschaft und Arbeitswelt, einer Einrich-

tung, die von der Kooperation der Universität 
des Saarlandes, der Arbeitskammer des Saar-
landes und dem Deutschen Gewerkschafts-
bundes Saar getragen wird. Für die Entwick-
lung und Förderung neuer Ideen zu dieser 
Thematik stellte die Kooperationsstelle unter 
der Federführung von Professor Dr. Hans-Leo 
Krämer und Dr. Birgit Roßmanith Mittel für 
Forschungsprojekte zur Verfügung. Dr. Su-
sanne Steinmann, Leiterin des Studienzent-
rums und Barbara Jordan, Beraterin im Hoch-
schulteam Saarbrücken entwickelten ein Kon-
zept für ein studienbegleitendes Trainingspro-
gramm für Studierende in der zweiten Stu-
dienhälfte und stellten einen entsprechenden 
Antrag auf Förderung. Das Projekt wird ge-
meinsam finanziert aus Mitteln der Bundes-
agentur für Arbeit und denen des For-
schungsauftrages. In einer Kooperationsver-
einbarung zwischen dem Studienzentrum und 
der Agentur für Arbeit – mit freundlicher Un-
terstützung ihres Geschäftsführers Hans-
Jürgen Kratz – wurden die Ziele, die Durchfüh-
rung und die Zuständigkeiten festgelegt. 
Das Programm wurde für förderungswürdig 
befunden und wird z.Zt. durchgeführt. 
20 Teilnehmer/innen aus unterschiedlichen 
Studienrichtungen – ausgewählt aus 60 Be-
werbern durch Einzelinterviews– werden auf 
den Übergang in die Berufswelt vorbereitet.  
Drei „Bausteine“ sind die Basis des Konzep-
tes, in denen die individuelle Standortbestim-
mung, die Erarbeitung berufsbezogener Ziel-
konzepte, Informationen über die akademische 
Arbeitswelt, die Aneignung von Schlüssel-
kompetenzen und Bewerbungstrainings im 
Mittelpunkt stehen. 
Im Einzelnen werden folgende Module angebo-
ten: 
 
1. Coaching/Training: Einzelstunden und 
Training in Kleingruppen mit 8 Einheiten, 
durchgeführt von einer externen Fachkraft. 
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2. Vier Workshops zum Erwerb von 
Schlüsselkompetenzen: Rhetorik, Zeitmana-
gement, Teamarbeit und Konfliktmanagement, 
ebenfalls durchgeführt von externen Fachkräf-
ten. 
 
3. Informationsveranstaltungen, unter 
anderem in Form einer Podiumsdiskussion, 
Betriebsbesuche, Vorträge, besondere Bewer-
bungstrainings (z.B. für Frankreich) und The-
mentage, organisiert und durchgeführt von 
den Projektinitiatoren, Referenten der BA, der 
Universität, aus der Wirtschaft u.a. Diese An-
gebote sind nicht nur für die ausgewählten 
Teilnehmer/innen gedacht sondern offen für 
alle Interessierten. 
 
Das Gesamtprojekt wird evaluiert und in einem 
Abschlussbericht bewertet. Die Ergebnisse 
sollen dazu beitragen, Studierende und Hoch-
schulabsolvent/innen/en zu beraten, zu orien-
tieren und zu informieren, um ihre Selbstver-
marktungsfähigkeiten in den akademischen 
Arbeitsmarkt hinein zu verbessern und die zü-
gige Studienabschlussorientierung zu verstär-
ken; ferner sollen sie Hochschullehrer unter-
stützen bei der Reform der Studiengänge, Ar-
beitgebern Informationsmaterial liefern im 
Hinblick auf die Veränderungen der Hoch-
schullandschaft und dem einhergehenden 
Qualifikationspotential ihrer Absolventen und 
nicht zuletzt ein Beispiel liefern für Modelle zur 
effektiven Zusammenarbeit von Beratungsein-
richtungen der Hochschulen, der Bundesagen-
tur für Arbeit, Gewerkschaften, Kammern, 
Wirtschaft usw.. 
Schon zu diesem Zeitpunkt kann gesagt wer-
den, dass das Angebot auf große Resonanz 
bei den Studierenden gestoßen ist. Trotz einer 
sehr kurzen Akquisephase  meldeten sich 60 
Interessierte, die ausgewählten Teilnehmer 
sind aktiv und motiviert bei der Sache, obwohl 
der zeitliche Aufwand beträchtlich ist. Die 
Rückmeldungen zu den bisher angebotenen 
Workshops und Trainings sind sehr positiv.  
 
Ob sich die Hoffnungen erfüllen, dass den 
Studierenden der Einstieg in das Berufsleben 

erleichtert wird und sich nahtlos gestaltet, 
wird sich erst nach dem Studienabschluss 
dieser Gruppe zeigen und ist natürlich noch 
von anderen Faktoren abhängig. Aber auch 
eine mit dem Trainingsprogramm erworbene 
größere Selbstsicherheit und Flexibilität bei-
spielsweise im Umgang mit widrigen äußeren 
Umständen kann als Erfolg gewertet werden.  
Schon jetzt kommen Anfragen, ob so ein Pro-
gramm auch in Zukunft angeboten wird. Wir 
stellen bereits Überlegungen an über eine län-
gerfristige Umsetzung dieses Modellangebo-
tes, in deren Genuss mehr als 20 Teilnehmer 
kommen können. Ein Problem ist dabei sicher-
lich die Finanzierung. Wünschenswert wäre 
eine Mischfinanzierung durch die Beteiligten 
des Netzwerkes Wege ins Studium mit einer 
geringen Eigenbeteiligung der Teilneh-
mer/innen. 
Für besonders wichtig erachten die Pro-
grammautoren die Neutralität der Anbieter und 
Organisatoren eines solchen Trainingsange-
botes. Die Persönlichkeitsentwicklung eines 
jungen Menschen, der kurz vor seinem Berufs-
leben steht, sollte auf keinen Fall durch eigen-
nützige Interessen geschädigt werden. Ein – 
wenn auch gut gemeinter -  „Ratschlag“ kann 
leicht zum „Schlag“ werden, wenn er nicht von 
der Rat suchenden Person getragen werden 
kann. Zu einem gelungenen Berufsleben in 
unserer Gesellschaft gehört die selbst geführ-
te Berufs- und Arbeitswahl. Dazu sollten die 
Ressourcen der bisherigen Beratungseinrich-
tungen mit ihrer langjährigen Erfahrungen voll 
genutzt werden. Es spricht jedoch nichts da-
gegen, zu bestimmten Themen besonders 
kompetente Fachleute als Referenten/innen 
oder Trainer/innen „einzukaufen“ werden, die 
das Beratungs- und Trainingsangebot ergän-
zen.  
 
BBaarrbbaarraa  JJoorrddaann  
  
aarrbbeeiitteett  aallss  BBeerraatteerriinn  iimm  TTeeaamm    
ffüürr  aakkaaddeemmiisscchhee  BBeerruuffee  bbeeii  ddeerr  
AAggeennttuurr  ffüürr  AArrbbeeiitt  SSaaaarrbbrrüücckkeenn  
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Einser-Inflation 
Sind die Noten akademischer Abschlüsse vergleichbar? 
 
Quelle: iwd – Informationsdienst des Instituts der deutschen Wirtschaft, Nr. 7 vom 17. Februar 2005 
   
Mit der Note „sehr gut“ auf dem Diplomzeug-
nis kann man reüssieren – sofern es nicht all-
zu viele weitere Absolventen im gleichen Stu-
dienfach gibt, die ebenfalls mit einer Eins ab-
geschlossen haben. Ein mit „sehr gut“ bewer-
tetes Examen im Fach Jura stellt ohne Zweifel 
eine besondere Leistung dar – immerhin 
schafften es 2003 nur knapp vier von 100 Ab-
solventen dorthin. Mit überdurchschnittlich 
guten Kandidaten hat man es verbriefterma-
ßen auch bei den Spitzen-Absolventen im Bau-
Ingenieurwesen – 4,7 Prozent „Einser“ –, in 
der Pharmazie (5,5 Prozent), in den Wirt-

schaftswissenschaften (7,2 Prozent) und in 
der Humanmedizin (8,9 Prozent) zu tun. Bei 
Psychologen und Biologen hingegen wird die 
Note „eins“ schon fast inflationär vergeben – 
mehr als jeder zweite Prüfling macht ein sol-
ches Prädikatsexamen. Hier lässt sich anhand 
der Prüfungsnoten also nicht unbedingt er-
kennen, ob der Kandidat tatsächlich außerge-
wöhnlich gute Leistungen erbracht hat. 
Schließlich wird auch von Hochschule zu 
Hochschule die Top-Wertung mehr oder weni-
ger großzügig vergeben. 
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Ein öffentlich finanziertes Angebot an  
Bildungs- und Berufsberatung ist unverzichtbar 
- Fuldaer Programm des Deutschen Verbandes für Bildungs- und Berufsberatung - 
 
Der dvb – Deutscher Verband für Bildungs- und 
Berufsberatung e.V. – feiert im nächsten Jahr sei-
nen 50. Geburtstag. Nachdem er im Herbst 2004 
einen Prozess zur Verbesserung der organisatori-
schen Schlagkraft abgeschlossen und einen neuen 
Bundesvorstand gewählt hat, legt er nun sein 
„Fuldaer Programm“ vor. Es wurde am 20. Februar 
2005 beschlossen und skizziert die Grundausrich-
tung der künftigen dvb-Arbeit . (KK) 
 
1. Der dvb ist der Fachverband für Bil-
dungs- und Berufsberatung in Deutschland; er 
setzt sich für die Weiterentwicklung der Bil-
dungs- und Berufsberatung als gesellschaftli-
che Dienstleistung, als Beitrag zur Verwirkli-
chung der Berufswahlfreiheit und der Teilhabe 
des Menschen an der Gesellschaft ein. 
 
2. Der dvb begrüßt die Entschließung der 
Europäischen Union vom 28. Mai 2004 zur le-
bensbegleitenden Beratung in Bildung, Beruf 
und Beschäftigung und wird sich nachhaltig 
für ihre Umsetzung im EU-Mitgliedsland 
Deutschland einsetzen. 
 
3. Der dvb stellt fest, dass Bildungs- und 
Berufsberatung in Übereinstimmung mit dem 
von der EU-Entschließung vom 28. Mai 2004 
gewählten Begriffskanon quantitativ und quali-
tativ über die gesetzliche Definition von Be-
rufsberatung, wie sie im Dritten Buch Sozial-
gesetzbuch (SGB III) formuliert ist, weit hi-
nausgeht. 
 
4. Der dvb hält ein öffentlich finanziertes 
Angebot an Bildungs- und Berufsberatung für 
unverzichtbar. Der gesellschaftlichen und 
volkswirtschaftlichen Bedeutung öffentlich fi-
nanzierter Bildungs- und Berufsberatung ent-
spricht es, diese Dienstleistung aus Steuermit-
teln zu finanzieren. 
 
5. Der dvb beobachtet die Entwicklung 
der Angebotsleistungen an Bildungs- und Be-

rufsberatung bei der Bundesagentur für Arbeit 
und anderen öffentlichen Stellen aufmerksam.  
 
6. Der dvb wird sich dafür einsetzen, 
dass Bildungs- und Berufsberatung von öf-
fentlichen Einrichtungen oder im Auftrag von 
öffentlichen Einrichtungen erbracht wird, die 
sich auf Grund ihres Selbstverständnisses 
und der Ausrichtung ihrer Dienstleistungs-
Palette hierfür gut eignen. 
 
7. Der dvb wird sein Beratungsverständ-
nis im Einklang mit seiner Mitgliedschaft in 
der Deutschen Gesellschaft für Beratung 
(DGfB) und der Internationalen Vereinigung für 
Schul- und Berufsberatung (AIOSP) weiter 
entwickeln. 
 
8. Ergänzend zu öffentlich finanzierten 
Angebotsformen der Bildungs- und Berufsbe-
ratung werden privat finanzierte professionelle 
Beratungsangebote in Deutschland eine im-
mer größere Bedeutung erhalten – der Fach-
verband dvb betrachtet öffentlich und privat 
finanzierte Beratungsangebote als sich not-
wendigerweise ergänzende Dienstleistungen 
mit spezifischen Stärken. Bildungs- und Be-
rufsberatung nach dem Verständnis des dvb 
umfasst Angebotsformen der Karriere- und 
Laufbahnberatung als erwachsenenspezifi-
sche Angebote ebenso wie pädagogisch aus-
gerichtete Angebote für SchülerInnen und 
junge Erwachsene.  
 
9. Ausgehend von dem Signal, das die 
EU-Entschließung für eine lebensbegleitende 
Beratung in Bildung, Beruf und Beschäftigung 
vom 28. Mai 2004 gesetzt hat, wird der dvb 
verstärkt den Dialog mit anderen Fachverbän-
den für Bildungs- und Berufsberatung in der 
Europäischen Union suchen, um die gemein-
samen Positionen zu stärken und einander 
gegenseitig zu unterstützen. 
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„Seien Sie nicht enttäuscht.  

Eines Tages werden Sie zurück blicken und mit Stolz sagen: 
Ich war ein Zeuge des Goldenen Zeitalters der Massenentlassungen.“ 

 
 
 

Quelle: Recruit Toons in Workforce Recruiting, February 24, 2005, Vol 3  No 4, Übertragung KK 

BBeerruuffss--KKoommiikkeerr  
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Quelle: FRANKFURTER RUNDSCHAU vom 17. Februar 2005  
 www.FRANKFURTER-RUNDSCHAU.de  

Maschinenbau stockt Personal auf 
 
Etwa 5000 zusätzliche Stellen geplant / Produktion erreicht Rekordwert / Chinesen kupfern Anlagen 
gnadenlos ab 
 
Der deutsche Maschinenbau läuft wieder auf Hochtouren. Dies wirkt sich auch positiv auf die Be-
schäftigung aus. Nach Einschätzung des Branchenverbands VDMA werden die Unternehmen in die-
sem Jahr die Zahl der Stellen "leicht" erhöhen. 
 
VON CHRISTINE SKOWRONOWSKI 
 
Frankfurt a.M. · 16. Februar · Der "Maschinen-
bau läuft rund". Unter dieser Überschrift fasst 
Dieter Brucklacher, Präsident des Verbands 
Deutscher Maschinen- und An-
lagenbau (VDMA), sowohl den 
Rückblick auf das vergangene 
als auch die Perspektiven für 
das aktuelle Jahr zusammen. 
Auf Grund der positiven Ent-
wicklung dürften die Firmen 
2005 die Beschäftigung wieder 
"leicht" um etwa 5000 Stellen 
aufstocken. Damit wird der 
Rückgang um 9000 Posten im 
vorigen Jahr allerdings noch 
nicht wett gemacht. 
 
Trotz der durchaus optimisti-
schen Einschätzung des Ge-
schäfts in den künftigen Monaten wagt der 
Verband allerdings nur eine zurückhaltende 
Prognose für die Produktion in diesem Jahr. 
Diese dürfte demnach um drei Prozent zulegen 
- nach rund 5,2 Prozent 2004; mit 136 Milliar-
den Euro wurde ein Rekord aufgestellt. 
 
Niedrigere Zuwachsraten 
 
Diese Vorhersage sei "konservativ", sagt 
Brucklacher. Sie lege zugrunde, dass der Euro 
auf dem aktuell hohen - für die exportorientier-

te Branche ungünstigen - Niveau verharre und 
sich die Nachfrage aus dem Ausland ab-
schwächt, vor allem aus den wichtigsten Ab-

nehmerländern USA und Chi-
na. Von einem zu erwartenden 
Rückgang könne aber nicht 
die Rede sein, stellt der Präsi-
dent klar. Die weltweite Investi-
tionsgüternachfrage werde 
nochmals expandieren, "wenn 
auch mit niedrigeren Zuwachs-
raten", sagt der Lobbyist. 
 
Die Auslandsbestellungen leg-
ten in der vorigen Periode um 
real 14 Prozent zu. Bei der 
Ausfuhr nahmen die Vereinig-
ten Staaten als wichtigster 
Kunde Maschinen im Wert von 

mehr als zehn Milliarden Euro ab, was einem 
Anstieg um rund 13 Prozent entspricht. 
 
China ist unter den Abnehmerländern inner-
halb einer Dekade von Platz acht auf Rang 
zwei geklettert. Mit China hat die Branche al-
lerdings auch ein Problem. Die Firmen dort 
kupfern deutsche Maschinen und Teile oft 
gnadenlos ab. Der VDMA schätzt, dass da-
durch drei Prozent des Umsatzes flöten gin-
gen. "Da wird es richtig gefährlich", sagt 
Hauptgeschäftsführer Hannes Hesse. Und er 

PPrreesssseemmeelldduunnggeenn  

Mittelständische Branche  
  
Der Maschinenbau ist der größte in-
dustrielle Arbeitgeber in Deutsch-
land. 2004 stellte er mit rund 865 000 
etwa 15 Prozent der Stellen im Verar-
beitenden Gewerbe. Gemessen an 
der Beschäftigtenzahl folgt an zweiter 
Stelle die Elektrotechnik mit 799 000, 
dann der Fahrzeugbau mit 777 000. 
Beim Umsatz liegt letztere Branche 
mit 227 Milliarden Euro vorn. Auf 
Rang zwei steht mit 152 Milliarden die 
Elektronik, auf Platz drei der Maschi-
nenbau. Dieser stark mittelständisch 
geprägte Industriezweig umfasst na-
hezu 6000 Firmen. cri  
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erzählt ein Beispiel, das allerdings auch nicht 
einer gewissen Komik entbehrt. Auf einer 
Fachmesse in Schanghai wurde ein deutscher 
Unternehmer von einem chinesischen ange-
sprochen, der ihm stolz seine neueste Ent-
wicklung präsentieren wollte. Der Deutsche 
traute daraufhin seinen Augen nicht, als er 
eins zu eins kopiert eine Maschine aus seiner 
Firma vor sich sah. 
 
Der Maschinenbau hat im vergangenen Jahr 
noch auf zwei anderen Gebieten teils kräftig 
zugelegt. Die Kapazitätsauslastung stieg von 
83 auf 87,7 Prozent und erreichte damit das 
aus Sicht des Industriezweiges optimale Ni-
veau. 

 
Der Rekordwert bei der Fertigung wurde zu-
letzt mit weniger Leuten erzielt. Damit stieg die 
Produktivität, also die Produktion je geleiste-
ter Beschäftigtenstunde, um knapp fünf Pro-
zent. Dass bei ebenfalls geklettertem Erlös die 
durchschnittliche Nettoumsatzrendite den-
noch nur leicht auf schätzungsweise maximal 
2,5 Prozent zugenommen habe, erklärt der 
VDMA mit dem starken Euro und hohen Roh-
stoffpreisen. Nicht nur der teurere Stahl, son-
dern unter anderem auch höhere Kosten für 
Aluminium und Kupfer sowie Kunststoffe hät-
ten die Erträge gedrückt. 
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aus der Berliner Zeitung vom 23. Februar 2005 

Im Zweifel entscheiden die Arbeitsamtsärzte 
 
Von Ulrich Paul  
 
BERLIN, 22. Februar. In Berlin ist die Kritik der 
Bundesregierung, die Kommunen hätten bei 
der Zuweisung von erwerbsfähigen Personen 
"getrickst", um finanzielle Lasten auf den 
Bund abzuwälzen, zurückgewiesen worden. 
Der Sprecher der Senatsfinanzverwaltung, 
Matthias Kolbeck, sagte am Dienstag, "wir ha-
ben immer gesagt, dass es mehr Erwerbsfähi-
ge gibt als in den Rechnungen des Bundes 
enthalten sind". Der Bund könne nun nicht 
überrascht darüber sein.  
 
Sozialsenatorin Heidi Knake-Werner (PDS) 
sagte, der Begriff der Erwerbsfähigkeit werde 
"klar und eindeutig durch das entsprechende 
Bundesgesetz geregelt". Danach sei erwerbs-
fähig, "wer nicht wegen Krankheit oder Behin-
derung auf absehbare Zeit außer Stande ist, 
unter den üblichen Bedingungen des allge-
meinen Arbeitsmarktes mindestens drei Stun-
den täglich erwerbstätig zu sein". Menschen, 
die derzeit über keinen eigenen Wohnraum 
verfügen, seien nicht schon deshalb erwerbs-
unfähig, weil sie zeitweise in Einrichtungen für 
Wohnungslose oder auf der Straße lebten. 
Gleiches gelte für Menschen mit massiven 
Drogenproblemen. "Sie brauchen Hilfe und 
nicht Stigmatisierung", sagte Knake-Werner. 
Die Sprecherin der Sozialverwaltung, Roswi-

tha Steinbrenner, erinnerte, Synanon sei eines 
der Unternehmen, das ehemalige Drogenab-
hängige zu Arbeit verhelfe. 
 
Konkrete Angaben über die Zahl der Men-
schen in Berlin, die bis Ende 2004 Sozialhilfe 
bekommen haben und seit Januar 2005 als 
erwerbsfähig eingestuft sind, gibt es derzeit 
nicht. Die ungefähre Zahl lässt sich allerdings 
mit Blick auf die Erwerbslosenstatistik schät-
zen: Der Vergleich der Erwerbslosenstatisti-
ken von Dezember und Januar zeigt, dass im 
Januar 2005 insgesamt 327 870 Menschen als 
erwerbslos registriert waren - rund 41 000 Per-
sonen mehr als noch im Dezember, als die er-
werbsfähigen Sozialhilfeempfänger noch nicht 
in der Statistik auftauchten.  
 
Da die genaue Personenzahl noch nicht fest 
steht, lässt sich auch nichts über Einsparef-
fekte des Landes Berlin sagen. Möglicherwei-
se wird es noch einige Zeit dauern, bis fest 
steht wer wirklich erwerbsfähig ist. Im Zwei-
felsfall müssen das die Arbeitsamtsärzte in 
den Arbeitsagenturen entscheiden, sagt Olaf 
Möller, Sprecher der Arbeitsagentur Berlin-
Brandenburg. 
  

 
 
aus der Berliner Zeitung vom 23. Februar 2005 

Arbeitsfähigkeit wird für den Bund zur Last 
 
Von Timot Szent-Ivanyi  
 
BERLIN, 22. Februar. Überrascht wurde Hans 
Eichel nicht. "Ich habe da meine Befürchtun-
gen", sagte der Bundesfinanzminister schon 
zu Jahresbeginn in kleinem Kreis, wenn er auf 
die Hartz-Arbeitsmarktreform angesprochen 
wurde. Bei einer derart komplizierten Reform 
könne es durchaus passieren, dass die Belas-

tung für seinen Etat größer als geplant ausfal-
le, meinte der SPD-Politiker. Verlässliche Zah-
len gebe es aber noch nicht, sagte Eichel da-
mals. 
Verlässliche Zahlen gibt es immer noch nicht. 
Aber es mehren sich die Indizien dafür, dass 
die Zusammenlegung von Sozial- und Arbeits-
losenhilfe zum neuen Arbeitslosengeld II zu-
mindest für Eichel ein schlechtes Geschäft 
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wird. So gab der Bund allein im Januar für das 
ALG II 1,83 Milliarden Euro aus. Rechnet man 
diese Zahl auf das Gesamtjahr hoch, summiert 
sich das zusätzliche Haushaltsdefizit beim 
Bund immerhin auf rund sechs Milliarden Eu-
ro.  
 
Verschiebebahnhöfe 
 
Für Wirtschaftsminister Wolfgang Clement 
(SPD) ist klar, wer Schuld an der Entwicklung 
trägt: die Kommunen. Er warf ihnen vor, sie 
würden "wildwüchsig" versuchen, die bisheri-
gen Sozialhilfeempfänger an den Bund abzu-
schieben. Zur Erinnerung: Mit der Hartz-IV-
Reform werden die von den Kommunen be-
treuten (und finanzierten) Sozialhilfeempfän-
ger neu aufgeteilt. Die arbeitsfähigen Perso-
nen - sie müssen täglich mindestens drei 
Stunden arbeiten können - übernimmt der 
Bund (über die Bundesagentur für Arbeit) und 
zahlt ihnen ALG II. Nicht erwerbsfähige Sozi-
alhilfeempfänger bleiben dagegen bei den 
Kommunen. 
Kein Wunder, dass es nun ein Geschachere 
darum gibt, wer arbeitsfähig ist und wer nicht. 
Clement berichtete, dass selbst Koma-Kranke 
oder Aids- und Suchtkranke für arbeitsfähig 
erklärt worden sind, um sie loszuwerden. Die 
Kommunen weisen das zurück. "Die Städte 
haben nur Sozialhilfeempfänger weitergege-
ben, die auch erwerbsfähig sind", betonte der 
Hauptgeschäftsführer des Deutschen Städte-
tages, Stephan Articus, am Dienstag.  
Offenbar geht es aber auch auf Seiten des 
Bundes nicht ganz sauber zu. Der kommunal-
politische Sprecher der SPD-Bundestags-
fraktion, Bernd Scheelen, sagte dieser Zei-
tung, es gebe Berichte, wonach die Bundes-
agentur für Arbeit bei den ALG-II-
Antragstellern die Angaben über Unterkunfts-
kosten nicht sorgfältig genug prüfe und hier-
bei generell nachlässig sei. Das belastet ten-
denziell die Kommunen, da sie den Großteil 
dieser Kosten übernehmen müssen. 
Scheelen geht allerdings davon aus, dass es 
sich um Einzelfälle handelt. "Eine generelle 
Unterstellung, dass Kosten verschoben wer-
den, ist nicht angebracht", sagte er. Ohnehin 

wäre der Erfolg nur kurzfristig. Denn in den 
nächsten Monaten werden alle Entscheidun-
gen nochmals überprüft. Dabei wird es nicht 
nur um die Frage der Erwerbsfähigkeit gehen 
sondern auch darum, ob einem Antragsteller 
überhaupt ALG II zusteht. "Ein Teil der Leis-
tungsempfänger dürfte dann wieder aus dem 
Bezug herausfallen", meint das Finanzministe-
rium mit Blick auf den Etat optimistisch.  
Ohnehin haben sich Bund und Kommunen 
abgesichert, um eine einseitige Vorteilnahme 
zu verhindern. So wurde in die Hartz-Gesetze 
eine Revisionsklausel eingefügt: Sie gewähr-
leistet, dass die Kommunen durch Hartz um 
2,5 Milliarden Euro entlastet werden. Wird die 
Summe nicht erreicht, muss der Bund nach-
zahlen. Ist die Entlastung der Kommunen je-
doch höher, müssen die Städte und Gemein-
den Geld an den Bund abtreten. Das scheint 
jetzt der Fall zu sein. "Es kommen erste Signa-
le aus den Kommunen, dass die Entlastung 
höher ist als erwartet", berichtet SPD-
Kommunalpolitiker Scheelen.  
Für Eichel ist das aber nur ein kleiner Trost. 
Denn auch in seinem Haus wird erwartet, dass 
der Bund am Ende auf Mehrkosten sitzen 
bleibt. So wird die Zahl der ALG-II-Empfänger 
am Ende höher sein als angenommen, auch 
wenn im Laufe des Jahres Erwerbslose wieder 
aus dieser Leistung herausfallen. Zu groß ist 
die Diskrepanz zwischen der erwarteten Zahl 
der ALG-Bezieher (3,44 Millionen) und der Ist-
Zahl vom Januar (4,1 Millionen). Außerdem 
rechnet die Bundesregierung mit Einsparun-
gen durch Hartz IV, die voraussichtlich nicht 
eintreten. Zwar soll die Reform zu einer besse-
ren Beratung und Vermittlung der Arbeitssu-
chenden führen. Ob dieses Ziel jedoch erreicht 
wird, ist angesichts der katastrophalen Lage 
auf dem Arbeitsmarkt fraglich. 
Ob das durch Hartz IV entstandene Etatloch 
am Ende sechs oder vielleicht nur zwei Milli-
arden Euro groß sein wird, ist dabei fast egal. 
Für Finanzminister Eichel, der in diesem Jahr 
endlich wieder den Euro-Stabilitätspakt erfül-
len will, wird jeder fehlende Euro zum Prob-
lem. 
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aus den VDI nachrichten vom 25. Februar 2005 
www.VDI-nachrichten.de  

 
Kontrolle erlebt eine Renaissance 
Management: Wiederentdeckung einer Führungsmethode  
 
Die Zahl der Arbeitgeber, die mit ihren Mitar-
beitern regelmäßige Feedbackgespräche 
durchführen, wächst. Mit dieser zielorientier-
ten Form der Kontrolle, in modernen Unter-
nehmen eher einem Dialog ähnlich, wird Hand-
lungsbedarf erkannt, bevor sich Turbulenzen 
bemerkbar machen. 
 
Rolf Rietzscher gibt sich viel Mühe mit dem 
Thema Kontrolle. Der Leiter des Gießereibe-
triebes der Georg Fischer AG nimmt sich Zeit, 
stellt viele Fragen, baut im Gespräch Vertrau-
en auf, damit er an alle benötigten Informatio-
nen kommt. Bei seiner Arbeit folgt er einer 
bewährten Weisheit: "Wer nicht kontrolliert, 
lässt zu, dass sich Fehler der Vergangenheit 
wiederholen." Nur wer regelmäßig Einblicke in 
den Alltag der Mitarbeiter nimmt, kann Fehler 
unterbinden - und den Weg für Verbesserun-
gen in der Produktion ebnen.  
"Kontrolle ist ein Gewinn", sagt der Werkslei-
ter aus Mettmann. Er hat Recht - und dennoch 
hat es diese Praxis schwer. "Kontrolle hat oft 
kein gutes Image", sagt Dieter Brandes, Un-
ternehmensberater und früher einer der Ge-
schäftsführer beim Lebensmittelhändler Aldi. 
Wer das Wort höre, denke an die Polizei, die 
am Straßenrand Temposünder herauswinkt, 
Pässe pingelig kontrolliert oder lästige Durch-
suchungen an der Grenze. Kontrolle im be-
trieblichen Alltag ist nicht in - über Jahre sei 
allein der Laisser-faire-Managementstil ge-
pflegt worden.  
In Folge der antiautoritären Welle nach 1986 
kam hierarchiefreies Führen und selbstge-
steuertes Arbeiten in Mode - ein Ansatz, den 
viele Gurus predigten. Bis zum Fall der New 
Economy war offene Überwachung verpönt. 
Erst mit Beginn der Rezession nach der Jahr-
tausendwende zogen viele Führungskräfte die 
Zügel wieder an.  

Anwender von Kontrolle machen heute gute 
Erfahrungen - und sprechen ganz offen dar-
über. Bei Würth Industrie Service etwa, einem 
Zulieferer von Produktionsbetrieben, macht 
der Chef mit seinen Mitarbeitern alle ein bis 
zwei Monate Feedbackgespräche. "Wir stellen 
fest: Wie werden die vereinbarten Ziele ein-
gehalten? Wo sind Abweichungen", be-
schreibt Geschäftsführer Rainer Bürkert das 
Vorgehen. Die Kontrolle ermögliche es ihm, 
frühzeitig Handlungsbedarf zu erkennen - be-
vor Turbulenzen im Betrieb auftreten.  
Berater Brandes hat sich ob dieser Einsichten 
dem Thema Kontrolle angenommen - und ein 
Buch darüber geschrieben. Die These des 
Hamburger Consultants: Kontrolle verbessert 
die Führungsleistung. "Wer kontrolliert, zeigt 
den Mitarbeitern, wo es langgeht und schafft 
Sicherheit", sagt der Management-Berater. 
Bekannte Fälle von Nicht-Kontrolle stützen die 
Argumente von Brandes. Wo nicht überwacht 
wird, geht etwas schief. Der Aktienhändler 
Nick Leeson etwa ruinierte seinen Arbeitgeber, 
die Barings Bank, weil seine Chefs ihn nicht 
kontrollierten. Mitarbeiter einiger Hit- und E-
deka-Filialen legten vor zwei Jahren abgelau-
fenes Fleisch in die Regale, weil die Aufsicht 
fehlte. Vorgesetzte merkten das erst, als das 
Fernsehen Alarm schlug.  
Kontrolle sei der Weg, kleine und große Pan-
nen schon im Vorfeld zu vermeiden. Zudem 
sei sie auch der Einstieg zum ernsthaften Dia-
log mit den Mitarbeitern: "Wer kontrolliert, be-
fasst sich eingehend mit den Aufgaben, Mit-
teln und Zielen", preist der Führungsexperte 
die Vorzüge. Das Verhältnis zu Mitarbeitern 
verbessert sich dadurch. "Kontrollieren kann 
nur, wer sich ernsthaft für die Arbeit seiner 
Untergebenen interessiert - und das auch 
zeigt", heißt es. Das setze das gemeinsame 
Gespräch ebenso voraus wie die Arbeit an De-
tails. "Durch Kontrolle bekommt man automa-
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tisch eine engere Beziehung zu seinem Ar-
beitsfeld", sagt Dieter Brandes. 
Damit meint er: tief graben. Ein guter Vorge-
setzter interessiert sich für die Details, die um 
ihn herum passieren - Einzelheiten, die nicht 
in der Statistik stehen. Rolf Rietzscher von der 
Georg Fischer AG nimmt dieses Thema ernst. 
Bei seinen Rundgängen kriecht er schon mal 
hinter einen Gießereiautomaten - um festzu-
stellen, ob die turnusmäßige Reinigung 
durchgeführt wurde. Diese Praxis zeigt: Zah-
len überwachen allein reicht nicht. "Man muss 
ganz nah rangehen an das Geschehen", emp-
fiehlt Rietzscher. Zur wirksamen Kontrolle ge-
höre eben nicht nur Zählen, sondern auch Se-
hen, Hören und Fühlen. Dieter Brandes bestä-
tigt das aus seiner Erfahrung als Geschäfts-
führer des Lebensmittelhändlers Aldi: "Häk-
chen auf Datenblättern machen, reicht nicht, 
das schafft kaum Einblicke." Wer kontrolliert, 
dürfe keine Scheu davor haben, sich die Hän-
de schmutzig zu machen.  
Brandes" Empfehlung für den Alltag lautet: mit 
den Mitarbeitern Kontrolltermine vereinbaren. 
Eine solche Verabredung könne durchaus 
zwei Stunden oder länger dauern. "Hier wer-
den zwei Bereiche aus der Tätigkeit des Mitar-
beiters im Detail durchgesprochen", so lautet 
der Rat. Führender und Geführter könnten 
sich auf diese Weise gemeinsam ein Bild ma-

chen, Ziele aufeinander abstimmen und Punk-
te herausfinden, wo verbessert werden müsse: 
"Kontrolle ist Dialog und führt zu Entwicklung 
für alle Beteiligten", sagt Brandes. 
Dazu gibt es aber auch Widerspruch. Reinhard 
K. Sprenger, der Berater und Bestseller-Autor, 
begann schon vor zwei Jahren einen Feldzug. 
"Mehr Vertrauen", schreibt er seither auf seine 
Fahnen. Viele Unternehmen leiden, weil es ein 
Übermaß an Bürokratie, Abstimmungsbedarf 
und Kontrolle gebe. "Das engt die Mitarbeiter 
ein, beschränkt ihre schöpferische Freiheit", 
sagt Sprenger. Zu viele Regeln würden gute 
Ideen verhindern.  
Zwar mag auch Sprenger nicht ganz auf Kon-
trolle verzichten - aber er warnt vor dem Zu-
viel. "Kontrolle verschafft eine Schein-
Sicherheit", warnt der Essener Management-
Autor. Man gebe sich das Gefühl, etwas getan 
zu haben. "Jedes Mehr an Kontrolle führt nur 
dazu, dass die Menschen erfindungsreicher 
werden." Sie denken sich neue Wege aus, wie 
man die Kontrollen wirksam umgehen kann. 
AXEL GLOGER 
 
Dieter Brandes:  
"Alles unter Kontrolle? Die Wiederentdeckung 
einer Führungsmethode", Campus Verlag, 
Frankfurt 2004, 190 S., 24,90  € 
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Netzwerke bilden - Verbünde schließen!  

- Gute Beispiele zur Sicherung und Ausweitung des  
   Ausbildungsplatzangebots in den neuen Ländern - 

 
BiBB-Pressemitteilung vom 25. Februar 2005 
 
Vorhandene Ausbildungsplätze sichern, 
zusätzliche Ausbildungsplätze schaffen - 
durch die Bildung von Netzwerken und den 
Zusammenschluss in Ausbildungsverbünden! 
Mit diesem Ziel haben sich auch 2004 
Betriebe, Kammern, Gewerkschaftseinrichtun-
gen, Bildungsträger und Gebietskörperschaf-
ten in den neuen Ländern mit bereits 
umgesetzten Projekten sowie neuen Projekt-
ideen an dem vom Bundesinstitut für 
Berufsbildung (BIBB) zum fünften Mal 
ausgeschriebenen Wettbewerb „Regionale 
Kooperation für Ausbildungsplätze in den 
neuen Ländern“ beteiligt. 11 dieser vielfältigen 
lokalen und regionalen Ausbildungsinitiativen 
sind für ihre Arbeiten mit einem Preis 
ausgezeichnet worden. Die prämierten Initia-
tiven zeigen beispielhaft, wie durch die Zu-
sammenarbeit vieler Beteiligter in Netzwerken 
und Verbünden innovative Ideen und Projekte 
zur Sicherung und Ausweitung des betrieb-
lichen Ausbildungsplatzangebots realisiert 
werden können bzw. erfolgreich umgesetzt 
wurden. 
 
Damit die zum Wettbewerb eingereichten 
Beispiele Schule machen und für die Lösung 
von Ausbildungsproblemen auch in weiteren 
Regionen genutzt werden können, hat das 
BIBB - wie schon in den Vorjahren - diese 
Beiträge in einem Sammelband dokumentiert 
und veröffentlicht.  
 
Unter dem Titel „Regionale Kooperation für 
Ausbildungsplätze: Good Practice in den 
neuen Ländern 2004“ werden rund 70 

Initiativen aus Mecklenburg-Vorpommern, 
Brandenburg, Berlin, Sachsen-Anhalt, Sach-
sen und Thüringen vorgestellt.  
 
Es sind „Good Practice-Beispiele“ u.a. für 
branchen- und berufsbezogene Kooperatio-
nen, z.B. in den Bereichen der Freizeitwirt-
schaft und des Sports, den IT- und Medienbe-
rufen und Berufen der Hochtechnologie,  
 
Informations- und Beratungsleistungen bei der 
Einführung neuer Ausbildungsberufe, grenz-
überschreitende Kooperationen in der Berufs-
bildung, Bildungsdienstleistungen für Ausbil-
dung und Fachkräftegewinnung, Angebote zur 
Berufsfrühorientierung, Berufsinformation und 
Berufsvorbereitung, Projekte für bestimmte 
Zielgruppen.  
 
Die 11 mit einem Preis ausgezeichneten 
Projekte sowie weitere Informationen über die 
Ergebnisse des Wettbewerbs sind im Internet 
unter www.regiokom.de , dem Informations- 
und Servicenetz des Projekts Regio-Kom-
petenz-Ausbildung, abrufbar.  
 
Die vom BIBB herausgegebene Veröffentli-
chung „Regionale Kooperation für Ausbil-
dungsplätze: Good Practice in den neuen 
Ländern 2004“ ist zum Preis von € 14,80 zu 
beziehen beim W. Bertelsmann Verlag GmbH 
& Co. KG, Postfach 10 06 33, 33506 Bielefeld, 
Tel. 0521/911 01-11, Fax: 0521/911 01-19, E-
Mail: service@wbv.de 

LLiitteerraattuurrhhiinnwweeiissee  
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Professionelle Arbeit in der Bildungs- und Be-
rufsberatung braucht die ständige Fortbildung 
in einem breiten Spektrum methodischer, wirt-
schafts- und berufskundlicher sowie bildungs- 
und sozialpolitischer Themen. Deshalb sollen 

entsprechende Veranstaltungshinweise be-
sonders auch hierfür Anregungen geben. 
Auch hier – wie in allen anderen Rubriken der 
iBB – sind Hinweise und Beiträge aus der Le-
serschaft herzlich willkommen. (KK) 

 
 
"Wachstum oder Dumping?"   
 Die EU-Dienstleistungsrichtlinie (Bolkestein-Richtlinie)  
auf dem Prüfstand 
  
10. 03. 2005 in Saarbrücken 
 
Quelle: Arbeitskammer des Saarlandes www.Arbeitskammer.de  
 
17.30 - 20.00 Uhr,  
Arbeitskammer des Saarlandes, Großer Saal, 
Fritz-Dobisch-Str. 6-8, 66111 Saarbrücken  
 
Die EU steht mit der anstehenden Umsetzung 
der EU-Dienstleistungsrichtlinie vor einer ent-
scheidenden Weichenstellungen für die Zu-
kunft Europas. Die einen sehen in der Umset-
zung der Bolkestein Richtlinie "die Chance, 
die Regulierungsdichte auf nationaler Ebene 
anzugreifen". Für andere bedeutet der Richtli-
nienvorschlag eine groß angelegte Maßnahme 
zur Abschaffung des Tarif-, Gewerkschafts-, 
Arbeits- und Sozialrecht in Europa.  
 
Die europäischen Regierungschefs wollen die 
EU bis zum Jahr 2010 zum wettbewerbsfähigs-
ten und dynamischsten wissensbasierten 
Wirtschaftsraum der Welt zu machen. Aus ih-
rer Sicht wird dies nur gelingen, wenn es ei-
nen wirklichen Binnenmarkt für Dienstleistun-
gen in Europa gibt. Hintergrund: 70% des 
Bruttoinlandproduktes und ca. 70% aller Ar-
beitsplätze in den EU-Staaten - und auch im 
Saarland - gehen auf den Bereich Dienstleis-
tungen zurück. Um das dort vorhandene 
Wachstums- und Beschäftigungspotential zu 
nutzen, sollen die zahlreichen Schranken, die 

die Entwicklung länderübergreifender Dienst-
leistungstätigkeiten behindern, in der EU ab-
gebaut werden. 
 
Der DGB kritisiert den Richtlinienentwurf. Statt 
sich gemeinsam für mehr Arbeit und Innovati-
on einzusetzen, machen sich die Länder der 
EU gegenseitig Konkurrenz mit niedrigeren 
Steuern, Löhnen und schlechteren sozialen 
Bedingungen. Die Regierungen wollen Dienst-
leistungen in Europa liberalisieren, aber aus-
schließlich nach den Interessen von großen 
Unternehmen. Sozial-, Umwelt- und Verbrau-
cherschutz sollen geopfert werden. So würde 
Sozialdumping zum Gesetz. Für die Menschen 
in der EU ist das inakzeptabel. 
 
attac kritisiert, dass nach Inkrafttreten der 
Richtlinie sämtliche Dienstleistungen in der 
EU wie gewöhnliche Wirtschaftsprodukte be-
handelt würden. Grundlegende Bereiche wie 
Kultur, Bildung, Gesundheitsdienste und 
sämtliche Dienstleistungen im Rahmen der na-
tionalen Systeme zur sozialen Sicherheit 
könnten den selben wirtschaftlichen Konkur-
renzmechanismen unterworfen werden wie 
sonstige Waren.  
 

VVeerraannssttaallttuunnggsshhiinnwweeiissee  
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Eine solche Entwicklung würde nach Ansicht 
von attac unweigerlich zu einer Verschlechte-
rung der Rechtssysteme bezüglich Renten, 
Sozialhilfe und der Deckung der Gesundheits-
kosten zugunsten privater Systeme führen. Sie 
würde außerdem die Deregulierung unserer 

Bildungssysteme und schließlich das Ende 
der kulturellen Vielfalt mit sich bringen. Die 
Arbeitnehmerrechte, wie sie in der nationalen 
Gesetzgebung der EU-Mitgliedsstaaten festge-
legt sind, würden in Frage gestellt. 
 

 
Programm 
 
17.30 Uhr: Ankommen, Stehkaffee 
 
18.00 Uhr: Eröffnung 
 
Horst Backes, 
Hauptgeschäftsführer der Arbeitskammer des 
Saarlandes 
 
18.10 Uhr:  
EU-Dienstleistungsrichtlinie - Chance oder Ri-
siko? 
 
Christian Felber, Autor des Schwarzbuches 
Privatisierung  
und Gründungsmitglied von attac austria  
 
18:50 Uhr Diskussionsrunde 
 
Christian Felber,  
Autor des Schwarzbuchs Privatisierung  
 
Georg Brenner (angefragt) 
Hauptgeschäftsführer der Handwerkskammer 
des Saarlandes 
 
Wolfgang Goldmann,  
IG Metall Bundesvorstand 

 
Evelyne Gebhardt (angefragt) 
Europaabgeordnete und Mitglied im Aus-
schuss für Recht und Binnenmarkt  
 
Moderation: Jürgen Meyer, Arbeitskammer 
des Saarlandes 
 
20.00 Uhr: Umtrunk 
 
Der Tagungsort befindet sich in Nähe zum 
Hauptbahnhof sowie zu den Haltestellen von 
Saarbahn & Bus. 
 
Anmeldung und Information: 
Abteilung Wirtschafts- und Umweltpolitik 
Fritz-Dobisch-Str. 6-8 
66111 Saarbrücken 
Tel. 0681/4005-246 
E-Mail: wirtschaft@arbeitskammer.de 
 
Die Teilnahme an der Veranstaltung ist kosten-
los. 
 
Eine gemeinsame Veranstaltung der Arbeits-
kammer des Saarlandes, des DGB Saar und at-
tac  

 
 
 
Fachforum 
ARGE und Optionskommunen als Auftraggeber für  
Qualifizierungs- und Beschäftigungseinrichtungen  
 
10.03.2005 in Essen 
 
Quelle: hiba (www.hiba.de) 
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Mit dem In-Kraft-Treten des SGB II sind nicht 
mehr die Arbeitsagenturen, sondern die von 
diesen und den Kommunen gebildeten Ar-
beitsgemeinschaften (ARGE’en) und die ent-
sprechenden Einrichtungen der Optionskom-
munen Auftraggeber für Qualifizierung und 
Beschäftigung, soweit es sich um Langzeitar-
beitslose handelt.  
Welche Konsequenzen hat das für die Träger 
der Beschäftigungsförderung und für ihre Ar-
beit?  
Wie lassen sich die Vorgaben „individuelle 
und zeitnahe Förderung“ einerseits und „be-
zahlbare Maßnahmen“ andererseits vereinba-
ren?  
Wie wird der laufende Zugang zu den Qualifi-
zierungs- und Beschäftigungsmaßnahmen si-
cher gestellt?  
Laufen diese Maßnahmen völlig separat von 
den Qualifizierungsmaßnahmen nach SGB III 
im Auftrage der Arbeitsagenturen, oder bilden 

diese das „Auffangbecken“ für Maßnahmen 
nach SGB II?  
Werden „Doppelstrukturen“ entstehen, oder 
lassen sich diese vermeiden?  
Wie wirkt der Fallmanager in die Maßnahmen 
hinein?  
Müssen die Träger jedes „Fehlverhalten“ der 
TeilnehmerInnen wegen des „Forderns“ (u.a. 
Leistungskürzung) melden, statt dieses päda-
gogisch bearbeiten zu können?  
Ist die Bildungsbegleitung nach der „Neuen 
Förderstruktur“ für die Berufsvorbereitung 
Praxisbeispiel für das Verhältnis zwischen 
ARGE/Optionskommune und Träger?  
Auf diese und ähnliche Fragen wird in diesem 
Fachforum eingegangen werden als Refe-
rent/innen und für das Podium Vertreter/innen 
der Arbeitsagentur, einer ARGE, einer Opti-
onskommune und der Beschäftigungsförde-
rungsträger teilnehmen.   
Telefonische Rückfrage unter  
(0221) 13 91 32 0.  

 
 
Seminar 
Coaching-Kompetenz für Sozialpädagogische und Bildungsbegleitung,  
Fallmanagement und Transferberatung  
 
14. - 16.03.2005 in Essen 
 
Quelle: hiba (www.hiba.de) 
 
Das Coaching-Konzept - bekannt aus dem 
Sport- und dem Manager-Coaching - etabliert 
sich gegenwärtig im Bereich der beruflichen 
Begleitung und Integration. Was - so die Frage 
- kann Coaching hier bewirken? Was unter-
scheidet diese berufliche Rolle von den ande-
ren? Wie im Sport oder im Managementbe-
reich fungiert der Coach als "Sparringspart-
ner". Mit dem Ziel der beruflichen Qualifizie-
rung und Integration liegt der Fokus auf dem 
"inner game" einer Person, auf dem nicht 
Sichtbaren, das einen Menschen wesentlich 
steuert, antreibt oder auch begrenzt bzw. aus-
bremst.  
Zukunftsangst, Unsicherheit über die eigene 
Wirksamkeit, Überforderungs- und Stress-
symptome, ein nicht ausreichend geregeltes 

Selbst- und Stressmanagement, der Rückfall 
in "bewährte" Gewohnheiten, all das und vie-
les mehr, was sich "innerlich" abspielt, sind 
Fallstricke für eine gelingende berufliche In-
tegration. Der Coach hinterfragt, klärt, unter-
stützt, erarbeitet mit dem Coachee realistische 
Ziele und Lösungen, damit dieser einen siche-
ren "Stand" gewinnt. Der Coach hat eine fra-
gende Grundhaltung und arbeitet lösungs- 
und zielorientiert. Methoden aus der systemi-
schen Beratung, berufsbiografischen Orientie-
rungsverfahren wie auch kreative Methoden 
werden im Coaching-Prozess integriert. Coa-
ching-Kompetenz bewirkt eine Reduzierung in-
tegrationshemmender Risiken und fördert 
durch die konsequente Lösungs- und Zielori-
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entierung Orientierung und damit auch Motiva-
tion.  
 
Ziel  
Sie erwerben grundlegende theoretische und 
praktische Kenntnisse zur Durchführung von 
Coachingsequenzen in ihrer Praxis.  
 
Themen 
Grundlagen des Coaching-Modells - Ziele, 
Prinzipien, Coachrolle und Rollenanforderun-
gen, Coaching-Dialog als zentrales Instrument,  
Methoden und Techniken des Coachings (Sys-
temische Beratung / Gestaltberatung). Durch-

führung exemplarischer lösungs- und zielori-
entierter Coaching-Sequenzen  
 
Methoden 
Kurzvortag, Gruppenarbeit, Partner-Coaching, 
Szenische Darstellungen / Rollenspiel  
 
Trainer/in 
Mechthild Bertram | Gabi van Dyk  
  
Beitrag pro Person  
450,-- € zzgl. MwSt 
 
Telefonische Rückfrage unter  
(0221) 13 91 32 0. 

 
 
Arbeit als Tor zur Integration - Tagung zum UN Tag gegen Rassismus  
 
17. 03.2005 in Düsseldorf 
 
Quelle: www.Migration-Online.de 
 
Ziel der Tagung ist es, die große Bedeutung 
der Gleichbehandlung von Migrantinnen und 
Migranten beim Zugang zum Arbeitsmarkt 
deutlich zu machen. Arbeit ist zentraler Faktor 
der gesellschaftlichen Integration.  
Ungleichbehandlung bei Einstellung und 
Auswahl von Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern führen dazu, dass Unternehmen und Or-
ganisationen Begabungen und potentielle Fä-
higkeiten vorenthalten werden. Dies schadet 
den Betroffenen, aber auch den Betrieben und 
der Gesellschaft.  
Es ist notwendig, die berufliche Qualifikation 
von Migrantinnen und Migranten zu verbes-
sern, um ihnen bessere Perspektiven auf ei-
nem sich verändernden Arbeitsmarkt zu eröff-
nen. Es ist aber ebenso notwendig, bereits 
vorhandene Qualifikationen – auch abseits 
formaler Abschlüsse – zu erkennen und weiter 
zu entwickeln.  
Viele Migrantinnen und Migranten bieten dar-
über hinaus nicht nur Zweisprachigkeit, son-
dern auch müheloses Bewegen in verschiede-
nen Kulturen, das in Betrieben genutzt werden 
könnte.  

Um Chancengleichheit auf dem Arbeitsmarkt 
herzustellen bedarf es der Anstrengung aller 
Akteure. Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertre-
ter, MigrantInnen und Aufnahmegesellschaft, 
Vertreter aus Politik und Wissenschaft müs-
sen sich gemeinsam damit auseinandersetzen 
und handeln.  
Das Kompetenzzentrum Migration & Qualifizie-
rung des DGB Bildungswerk e.V. möchte mit 
seiner Tagung dazu beitragen.  
 
Programm:  
 
11:00 Uhr  
Begrüßung  
Leo Monz, DGB Bildungswerk, Kompetenz-
zentrum Migration & Qualifizierung  
 
11:15 Uhr  
Arbeit als Tor zur Integration  
Prof. Dr. Phil Martin, University of California  
 
12:15 Uhr  
Integration mit aufrechtem Gang  
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Dr. Klaus Lefringhausen, Integrationsbeauf-
tragter der Landesregierung Nordrhein-
Westfalen  
 
13:15 Uhr  
Mittagspause  
 
14:00 Uhr  
Diskussionsrunde  
Integration durch Qualifikation  
Einleitendes Referat: Jürgen Schröder, Bun-
desministerium für Wirtschaft und Arbeit (an-
gefragt)  
Seyhan Savas, Betriebsrat ThyssenKrupp 
Stahl AG  
NN, Gewerkschaften  
NN, Arbeitgeberverband  
 
16:00 Uhr  
Schlusswort  

Jens Nieth, DGB Bildungswerk, Kompetenz-
zentrum Migration & Qualifizierung  
Konferenzsprache: deutsch  
 
Kosten:  
Teilnahmebeiträge werden nicht erhoben.  
Kosten für angebotene Verpflegung über-
nimmt der Veranstalter.  
Die Reisekosten werden unabhängig von der 
Wahl des Verkehrsmittels pauschal mit einem 
Zuschuss vergütet. Grundlage ist die einfache 
km-Entfernung vom Wohnort zum Tagungsort 
lt. Deutsche Bahn:  
Bis 250 km kein Zuschuss  
Bis 400 km 30 €  
Bis 550 km 40 €  
Über 550 km 50 € 
 
Anmeldung kann online über die Veranstal-
tungsrubrik bei www.Migration-Online.de 
vorgenommen werden. 

 
 
Tagesseminar 
Konzept: Entscheidungstraining zur beruflichen Orientierung 
Inhalt - Ablauf - Methoden  
 
17.03.2005 in Mülheim 
 
Quelle: hiba (www.hiba.de) 
 
Die wesentliche Grundlage für eine nachhalti-
ge berufliche Integration von Jugendlichen 
und jungen Erwachsenen ist das Treffen einer 
realisierungsfähigen, mit den eigenen Wün-
schen und Neigungen zu vereinbarenden Be-
rufswahlentscheidung. Eine wichtige Praxis-
aufgabe in beruflichen Integrationsmaßnah-
men besteht deshalb darin, Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen Hilfestellungen anzubie-
ten, um relativ kurzfristig die Entwicklung trag-
fähiger berufliche Perspektiven zu unterstüt-
zen.  
In diesem Tagesseminar wird den Teilnehmer-
nInnen ein vollständiges Konzept zur Durch-
führung eines beruflichen Entscheidungs-
Trainings vorgestellt. Ziel dieses Entschei-
dungs-Trainings ist es, Jugendlichen und jun-

gen Erwachsenen zu helfen, systematisch an 
ihrer beruflichen Orientierung zu arbeiten. Den 
Ausgangspunkt bilden vorrangig die Motivla-
gen und die Interessen der Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen und erst in zweiter Linie 
die eigenen Fähigkeiten. Denn: Bevor die Ju-
gendlichen und jungen Erwachsenen sich da-
mit auseinander setzen, was sie können, soll-
ten sie eine Vorstellung davon entwickeln, was 
sie überhaupt wollen. Dabei sollen sie auch 
und vor allem lernen, zwischen Traumberufen 
und Berufen, die mit den eigenen Wünschen 
und Vorstellungen kompatibel sind, zu unter-
scheiden. Auf diese Weise wird die Fixierung 
auf stereotype Berufswünsche aufgeweicht 
und die Jugendlichen und jungen Erwachse-
nen werden zur gezielten aktiven Suche nach 
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alternativen beruflichen Möglichkeiten moti-
viert.  
 
Ziel  
Die TeilnehmerInnen erhalten Gelegenheit, 
einzelne Kurselemente selbst exemplarisch zu 
erproben. Es bleibt ihnen dann freigestellt, das 
Trainingskonzept in seiner Gesamtheit zu ü-
bernehmen oder teilweise bzw. modifiziert an-
zubieten.  
 
Themen 

Das vorgestellte zweiteilige Trainingskonzept 
umfasst eine detaillierte Ablaufplanung sowie 
genaue Beschreibungen der eingesetzten Me-
thoden und Übungen.  
 
Methoden 
Vortrag, exemplarische Übungen, Diskussion  
 
Trainer/in 
Mechthild Bertram | Gerhard Tinnefeldt  
Beitrag pro Person  
110,-- € zzgl. MwSt 

 
 
Islam in der Arbeitswelt   
 
10. – 15.04.2005 in Berlin-Wannsee 
 
Quelle: www.Migration-Online.de  
 
Die Zahl der MitbürgerInnen islamischen 
Glaubens hat in den letzen Jahrzehnten zuge-
nommen. Das Bedürfnis der in Deutschland 
lebenden Muslima und Muslime, ihren Glau-
ben auszuüben, trifft bei vielen auf Skepsis. Is-
lam wird dabei häufig mit Fundamentalismus 
und Unterdrückung gleichgesetzt. Das Semi-
nar hat zum einen das Ziel, Basisinformatio-
nen über den Islam zu erlangen, um eine 
sachliche Diskussion zu ermöglichen.  
Das vermittelte Wissen unterstützt die vom 
BetrVG vorgeschriebenen Aufgaben zur Ein-

gliederung ausländischer Arbeitnehmer und 
zur Förderung des Verständnisses zwischen 
ausländischen und deutschen Arbeitnehmern 
(BetrVG § 75.1 / §80.1,7) und hilft diese in der 
betrieblichen Praxis umzusetzen. 
 
Anmeldung kann online über die Veranstal-
tungsrubrik bei www.Migration-Online.de vor-
genommen werden. Telefonnummer des Ver-
anstaltungsortes, des ver.di-Bildungszen-
trums Berlin-Wannsee: (030) 806713-0 

 
 
Jahrestagung der dvb-Regionalgruppe Baden-Württemberg mit Workshops 
 
15. – 17.04.2005 in Pfedelbach-Untersteinbach 
 
Programm:  
 
Freitag 15.04.2005, 19:00 Uhr  
Interkulturelle Kompetenz,  
Frau Gülay Iscan-Pilic 
 
Eingliederung zwischen Integration und Assi-
milation und deren Auswirkungen auf die 
schulische und berufliche Lebenswelt 
 

Samstag 16.04.2005  
Workshop I  mit Herrn Dr. Joachim Trautwein. 
Die Nachhaltigkeit der Beratung in Abhängig-
keit der eigenen Quellen und Ressourcen  
 
  
Workshop II mit Frau Nevenka Miljkovic. Ge-
setzmäßigkeiten des Beratungsprozesses 
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17:00 – 19:00 Uhr Marktplatz der Informationen  
 
Sonntag 17.04.2005:  
Fortsetzung der Workshops I+ II  
 
Bildungszentrum der AOK–Baden-
Württemberg, Pfedelbach-Untersteinbach  

Übernachtung und Verpflegung   
Fr.- So  130,00 €; Tagungsgebühr: 20,00 €  
Mitglieder / 50,00 € Nichtmitglieder  
Für Studenten jeweils die Hälfte 
 
Anmeldung an Frau Margot Wagner Patrizius-
strasse 15   73479 Ellwangen  Tel.: 07961/6381 

 
 
Fortbildungsveranstaltung 
 “Anspruchshaltung und wie gehe ich damit um "  
 
23. – 24.04.2005 
 
Quelle: www.dvb-Fortbildung.de  
 
Veranstalterin:  
Regionalgruppe NRW des  
Deutschen Verbands für Bildungs- und Be-
rufsberatung 

c/o  
Heinz Böhnert, Heckenweg 27, 53797 Lohmar 
Tel. 022 41/38 35 08,  
E-Mail: h_boehnert@gmx.de  
 

 
 
Interkulturelles Training – Kompaktkurs 
 
29.05, - 03.06.2005 in Hamburg-Sasel 
 
Quelle: www.Migration-Online.de  
 
Um andere Lebensweisen und Wertvorstellun-
gen nachvollziehen zu können, ist es notwen-
dig, sich in andere hineinzuversetzen. Da-
durch können Vorurteile abgebaut werden, die 
Diskriminierung aufgrund des "Anders-Seins" 
wird deutlich.  
Ziel ist die Erweiterung der Handlungskompe-
tenz im Berufsleben und /oder im Alltag und 
die gemeinsame Entwicklung alternativer 
Handlungskonzepte. Mit unterschiedlichen 
Methoden werden die TeilnehmerInnen inten-
siv darin unterstützt, ihre Handlungsspiel-
räume zu erweitern.  

Das vermittelte Wissen unterstützt die vom 
BetrVG vorgeschriebenen Aufgaben zur Ein-
gliederung ausländischer Arbeitnehmer und 
zur Förderung des Verständnisses zwischen 
ausländischen und deutschen Arbeitnehmern 
( BetrVG § 75.1 / §80.1,7) und hilft diese in der 
betrieblichen Praxis umzusetzen. 
 
Anmeldung kann online über die Veranstal-
tungsrubrik bei www.Migration-Online.de vor-
genommen werden. Telefonnummer des Ver-
anstaltungsortes, des DGB-Bildungszentrums 
Hamburg-Sasel: (040) 606706-0 
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Fallmanagement in der Praxis der Jobcenter  
 
26. - 29.09.2005 in Berlin-Wannsee 
 
Quelle: www.Deutscher-Verein.de  
 
Zielgruppe: Leitende Mitarbeiter/innen in Job-
centern 
 
Das Fallmanagement ist ein wichtiges – wenn 
nicht sogar das wichtigste – Kernelement der 
Hartz IV-Reform. Von dessen Qualität wird es 
entscheidend abhängen, dass nicht nur das 
Prinzip des Forderns, sondern auch das Prin-
zip des Förderns im Interesse der betroffenen 
arbeitslosen Menschen umgesetzt wird. Der 
Deutsche Verein hat deshalb schon frühzeitig 
Empfehlungen zu Qualitätsstandards für das 
Fallmanagement erarbeitet.  
Auf der Grundlage dieser Empfehlungen soll 
die Tagung ein Forum bieten für die Weiter-

entwicklung der Praxis in den Jobcentern. Da-
bei werden ggfs. neuere wissenschaftliche Er-
kenntnisse ebenso berücksichtigt wie die 
dann vorliegenden Erfahrungen aus Modell-
projekten.  
Die Inhalte der Veranstaltung werden kurzfris-
tig festgelegt, um den aktuellen Entwicklungen 
Rechung zu tragen.  
 
Kosten: 174 € ohne Unterkunft und Verpfle-
gung (kann bei der Tagungsstätte zusätzlich 
gebucht werden) 
 
Telefonische Auskunft: (0 30) 6 29 80-605 / -
606 / -607 
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A 
verantwortlich im Sinne des Presserechts:  
Karl-Heinz P. Kohn 
 
Adresse der Redaktion: 
iBB@Kohnpage.de  
 
Die Zeitschrift wird kostenlos als PDF-Dokument zur 
 Verfügung gestellt.  
 
Die Anmeldung zum Abonnement kann durch eine  
E-Mail (auch leer) an folgende Adresse erfolgen: 
iBB-Zeitschrift-subscribe@yahoogroups.de  
 

Die Einsendung von Beiträgen ist willkommen.  
Veröffentlichung vorbehalten.  
Die iBB sind eine ehrenamtliche Dienstleistung für  
Beraterinnen und Berater.  
Honorar kann deshalb nicht gezahlt werden. 
 
Bei Leserbriefen geben Sie bitte an, ob Sie mit einer  
Veröffentlichung  einverstanden sind. 
 
Die iBB im Internet: 
www.Kohnpage.de/iBB  
 

 
 
Die iBB sind eine Reaktion auf die be-
drohlich schwindenden Ressourcen, 
die von der öffentlichen Hand für die 
Bildungs- und Berufsberatung zur Ver-
fügung gestellt werden. Um etwas mehr gegen  
diese Bedrohung und für eine weiterhin enga-
gierte Beratung jugendlicher und erwachsener 
Berufswähler zu tun, empfiehlt die Redaktion 
die Mitgliedschaft und Mitarbeit im dvb – 

Deutscher Verband für Bildungs- und Be-
rufsberatung e.V. Dieser Interessenver-
band wurde vor 50 Jahren gegründet. 
Vielleicht war er nie so wichtig wie heute.  

 
Über die umfangreiche Arbeit der 
Kolleginnen und Kollegen im dvb 
kann man sich im Internet informie-
ren unter: www.Berufsberater.net . 

 
 
 
A 

IImmpprreessssuumm  


